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Editorial

Liebe Kolleginnen und Kollegen,

wie Sie dieser dens entnehmen kön-
nen, hat sich nach der Wahl die Kam-
merversammlung neu konstituiert. 
Der Vorstand und die satzungsge-
mäßen Ausschüsse wurden neu ge-
wählt. Wir, die neu gewählten Mit-
glieder der Kammerversammlung, 
möchten uns bei Ihnen auf diesem 
Wege sehr herzlich für Ihr Vertrauen 
bedanken. Insbesondere möchte ich 
betonen, dass die im bundesweiten 
Vergleich hohe Wahlbeteiligung ein 
Zeichen dafür ist, dass Sie Anteil an 
unserer berufspolitischen Vertretung 
nehmen und an unserer Arbeit inte-
ressiert sind.

Durch Ihre Entscheidung wur-
de einerseits auf Kontinuität in der 
personellen Aufstellung gesetzt, 
aber auch gleichzeitig dafür gesorgt, 
dass – erfreulicherweise vermehrt 
junge – Kolleginnen und Kollegen in 
der neu gewählten Kammerversamm-
lung vertreten sind. So ist es uns auch 
erstmalig gelungen, eine Kollegin für 
den Kammervorstand zu gewinnen, 
die nunmehr dafür sorgt, dass die zah-
lenmäßig größere Gruppe der weib-
lichen Berufsangehörigen in unserem 
Bundesland vertreten ist. Ich meine, 
dies ist eine wichtige Entwicklung, 
um unsere Selbstverwaltung für die 
Zukunft aufzustellen.

Gleichzeitig geht es aber auch im-
mer wieder darum, der Öffentlichkeit 
und insbesondere der Gesundheitspo-
litik zu zeigen, dass der Berufsstand 
bereit und in der Lage ist, seine Auf-
gaben entsprechend den gesetzlichen 
Grundlagen selbstbestimmt zu erfül-
len. Auch wenn es gilt, die berufs-
ständischen Interessen immer wieder 
in Einklang mit dem Gemeinwohl zu 
bringen und dies nicht selten auch zu 
Konflikten in den Gremien führt, so 
ist es doch wichtig, die Chance zu 
nutzen, die uns die Gründungsvä-
ter dieser Bundesrepublik vor vielen 
Jahren gaben, um die eigenen Interes-
sen zu vertreten. Niemand in dieser 
Gesellschaft kann Zahnmedizin und 
die dazugehörige Berufsausübung so 
fachkompetent beschreiben,  regeln 
und die dazugehörigen Wertevorstel-
lungen bestimmen, wie wir selbst. 
Bei unserem Wirken steht derjenige 
im Vordergrund, der uns täglich in 
unseren Praxen am Herzen liegt und 
der oftmals bei den verschiedensten 

politischen Interessenlagen ins Ab-
seits gerät – der Patient. Alle ge-
wählten Vertreter müssen sich dieser 
Verantwortung bewusst sein und ha-
ben ihr Amt mit entsprechendem Re-
spekt und getreu der sich ergebenden 
Selbstverpflichtung auszuüben. Auch 
im Hinblick auf unsere spezielle Ver-
gangenheit im Osten Deutschlands 
sollte uns die Selbstverwaltung als 
besonderer Wert der Demokratie stets 
bewusst sein.

Vor uns liegen erhebliche Heraus-
forderungen an den Berufsstand. 
Dabei erleben wir eine zunehmende 
Versozialrechtlichung des Berufs-
rechts. Eine Entwicklung, die dazu 
zwingt, die Ressourcen der Berufs-
organisationen mit ihren spezifischen 
Aufgabenstellungen auch zukünf-
tig zu nutzen und die Interessen des 
Berufsstandes dann abgestimmt und  
einheitlich nach außen zu vertreten. 
Dies erwarten und fordern unsere 
Mitglieder. Politischer Schaden ent-
steht oftmals durch uns selbst, indem 
wir den Eindruck erwecken, dass die-
se Einheitlichkeit nicht besteht, oder 
indem durch interne Auseinander-
setzungen oder Klagen Unmut oder 
sogar Verweigerung gegenüber der 
Berufspolitik hervorgerufen wird. Es 
geht also um Werte in unserer Ge-
sellschaft, Werte in unserem Berufs-
leben, die in Verantwortung und De-
mut durch unsere Interessenvertreter 
getragen werden müssen. Vor allen 

Der Wert der Selbstverwaltung

Der wiedergewählte Kammerpräsident, Dr. Dietmar Oesterreich, dankt für die 
im bundesweiten Vergleich hohe Wahlbeteiligung und das Vertrauen. Er betont, 
wie wichtig es ist, dass der Berufsstand auch zukünftig seine Geschicke im ei-
genen Interesse und im Interesse der Patienten selbstbestimmt.

Die Röntgenverordnung ver-
pflichtet Anwender von Röntgen-
strahlen, alle fünf Jahre an einem 
Auffrischungskurs zur Fachkunde 
im Strahlenschutz teilzunehmen. 
Die Zahnärztekammer veranstaltet 
regelmäßig in allen Regionen des 
Bundeslandes entsprechende Kur-
se. Wir empfehlen, die angebotenen 
Kurse rechtzeitig zu belegen, um 
Engpässen unmittelbar  vor dem 
Ablauf des für viele Kolleginnen 
und Kollegen zur Zeit geltenden 
Fünf-Jahres-Zeitraumes zu vermei-
den. Bitte beachten Sie im eigenen 
Interesse die laufenden Fortbil-
dungsangebote und entscheiden 
Sie sich rechtzeitig zur Anmeldung. 
Der erste Kurs dieses Jahres wird 
am 26.1.2011 in Neubrandenburg 
stattfinden. Dr. Jürgen Liebich

Fachkunde im 
Strahlenschutz

Dingen geht es darum, den Wert der 
Selbstverwaltung zu erkennen und 
zu leben. Seien Sie gewiss, dass sich 
der Kammervorstand dieser besonde-
ren Bedeutung bewusst ist und auch 
künftig danach sein Handeln ausrich-
ten wird. Ihr 

 Dr. Dietmar Oesterreich



2 dens 1/2011

KassEnzahnärztlichE VErEinigung

Der Wahlausschuss gibt das Ergeb-
nis der Wahl zur Vertreterversamm-
lung der KZV Mecklenburg-Vorpom-
mern für die Legislaturperiode 2011 
bis 2016 bekannt (§ 11 Abs. 5 der 
Wahlordnung):
Wahlberechtigte: 1279   
Wähler: 765   
Wahlbeteiligung: 59,81 v. H.  
(im Jahr 2004: 56,60 v. H)

Gemäß § 2 Abs. 3 der Wahlordnung 
sind in den regionalen Wahlkreisen 
je drei VV-Sitze zu besetzen, außer 
Rostock mit vier Sitzen. Da im Wahl-
kreis 6 weniger Bewerber aufgestellt 
wurden als dem Wahlkreis Sitze zu-
stehen, erhöht sich die Anzahl der 
Sitze für die Wahl im Wahlkreis 8 (§ 
7 Abs. 2). Auf Wahlkreis 8 entfallen 
somit neun VV-Sitze.  

Nach Nichtannahme des Mandates 
durch Dr. Ralf Bonitz hat sich das 
Ergebnis der Wahl im Wahlkreis 8 
geändert. Aufgrund der Höchstzahlen 
entfällt der 5. VV-Sitz für den Wahl-
vorschlag 4 auf Jörn Kobrow. Als Mit-
glieder der Vertreterversammlung der 
Kassenzahnärztlichen Vereinigung 
M-V für die Legislaturperiode 2011 
bis 2016 wurden somit gewählt:

KZV-Wahlbekanntmachung
– Der Wahlausschuss –

lfd.  Wahlkreis Wahlvorschlag Bewerber
Nr.

1 Wahlvorschlag 2 Dr. Jens-Uwe Kühnert
2 Wahlvorschlag 1 Dr. Gudrun Looks
3 Wahlvorschlag 5 Petra Maria Sieg

4 Wahlvorschlag 2 Dr. Uwe Greese
5 Wahlvorschlag 1 Dr. Lutz Knüpfer
6 Wahlvorschlag 3 Dr. Hartmut Beitz

7 Wahlvorschlag 1 Dr. Hans-Jürgen Koch
8 Wahlvorschlag 2 Christiane Fels 
9 Wahlvorschlag 1 Jens Bülow

10 Wahlvorschlag 1 Dr. Eberhard Dau
11 Wahlvorschlag 3 Dr. Olaf Mews
12 Wahlvorschlag 2 Hans Salow

13 Wahlvorschlag 2 Dr. Holger Garling
14 Wahlvorschlag 1 Dr. Peter Bührens
15 Wahlvorschlag 2 Dr. Cornel Böhringer

16 Wahlvorschlag 2 Dr. Uwe Stranz
17 Wahlvorschlag 1 Dr. Jens Palluch

18 Wahlvorschlag 1 Dr. Manfred Krohn
19 Wahlvorschlag 1 Dirk Röhrdanz
20 Wahlvorschlag 1 Dr. Dagmar Stave
21 Wahlvorschlag 1 Dr. Rüdiger Qual

22 Wahlvorschlag 4 Dr. Karsten Georgi
23 Wahlvorschlag 4 Dr. Ernst Zschunke
24 Wahlvorschlag 3 Karsten Lüder
25 Wahlvorschlag 4 Dr. Jörg Krohn
26 Wahlvorschlag 2 Dr. Holger Kraatz 
27 Wahlvorschlag 4 Peter Bohne
28 Wahlvorschlag 1 Dr. Peter Schletter
29 Wahlvorschlag 3 Dr. Michael Katzmann
30 Wahlvorschlag 4 Jörn Kobrow

1
Nordvorpommern, Stralsund, 

Rügen

2
Greifswald, Demmin, 

Ostvorpommern

3
Uecker-Randow, Neubranden-
burg, Mecklenburg-Strelitz

4
Müritz, Güstrow, Parchim

5
Ludwigslust, Schwerin

6
Nordwestm., Wismar, Bad Dob.

7
Rostock

8
das Land 

Mecklenburg-Vorpommern
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Am 5. Januar trat die neu gewählte 
Kammerversammlung der 6. Amtspe-
riode der Zahnärztekammer Meck-
lenburg-Vorpommern zu ihrer kon-
stituierenden Sitzung in Schwerin 
zusammen.

Die anwesenden 36 Delegierten der 
1980 Zahnärztinnen und Zahnärzte 
des Landes hatten den neuen Kam-
mervorstand und die Ausschüsse für 
die nächsten vier Jahre zu wählen. 
Zunächst teilte Rechtsanwalt Franz-
Joachim Hofer, Geschäftsführer der 
Rechtsanwaltskammer Mecklenburg-
Vorpommern, der Versammlung mit, 
dass die Wahl zu dieser Kammer-
versammlung nach der bestehenden 
Wahlordnung der Zahnärztekammer 
Mecklenburg-Vorpommern durch-
geführt wurde. Er informierte die 
Kammerdelegierten, dass ihm mit-
geteilt worden sei, dass gegen die 
Wahl und gegen die Wahlordnung 
beim Verwaltungsgericht Schwerin 
Klage eingereicht wurde. Die Klage 
habe keine aufschiebende Wirkung, 
sodass die Kammerversammlung bis 
zu einer gerichtlichen Entscheidung 
als ordnungsgemäß gewählt gilt. Die 
Konstituierung und die Wahl des Vor-
standes und der Ausschüsse seien da-
her ungeachtet der Anfechtung durch-
zuführen. 

Alterspräsident Prof. Dr. Dr. Jo-
hannes Klammt bedankte sich bei den 
ausgeschiedenen Kammerdelegierten 
für ihr Engagement. Anschließend  
begrüßte er die neu in die Kammer-

versammlung gewählten Delegierten. 
In einem Statement beleuchtete Prof. 
Klammt die Arbeit der letzten Jahre. 
Er ging insbesondere auf die enorme 
Bedeutung der zahnärztliche Selbst-
verwaltung für die Patienten und den 
Berufsstand ein.

Anschließend wurde per Akkla-
mation der Wahlausschuss mit dem 
Wahlleiter Rechtsanwalt Franz-Joa-
chim Hofer (Schwerin) und den Bei-
sitzern Dipl.-Stom. Thomas Zumstrull 
(Schwerin) und Kerstin Schmidt, 
stellvertretende Geschäftsführerin, 
gewählt.

Bei der folgenden geheimen Wahl 
zum Vorstand der Zahnärztekammer 
Mecklenburg-Vorpommern wurde 
Dr. Dietmar Oesterreich, niederge-
lassener Zahnarzt aus Stavenhagen, 
mit einer überwältigenden Mehrheit 
als Präsident der Kammer, wiederge-
wählt. 

Dr. Oesterreich hat dieses Amt be-
reits seit Gründung der Kammer im 
Jahr 1991 inne. Auch Vizepräsident 
Dipl.-Stom. Andreas Wegener, Kem-
nitz, erhielt von den Wählern ein ein-
deutiges Votum. 

Die Wahlordnung der Zahnärzte-
kammer Mecklenburg-Vorpommern 
legt fest, dass neben dem Präsidenten 
und dem Vizepräsidenten bis zu fünf 
Beisitzer gewählt werden können. In 
einer ausführlichen Betrachtung zu 
den bevorstehenden Aufgaben plä-
dierte Dr. Oesterreich auch für eine 
zukünftige Besetzung des Vorstandes 
mit fünf Beisitzern. Gegenwärtige 
Herausforderungen an die Kammer 
wie die Umsetzung der Novellierung 
der GOZ, die Gestaltung der Fort- 
und Weiterbildung, die Förderung der 
beruflichen Qualifikation, die Verän-
derungen des Berufsbildes und der 
Berufsausübung, die Entwicklung der 
beruflichen Aus- und Fortbildung der 
Mitarbeiter, die Umsetzung präven-
tiver Konzepte, die Unterstützung 
der Kollegenschaft bei der Berufsaus-
übung (z. B. bei der Umsetzung der 
Hygienestandards und beim Quali-
tätsmanagement) und die Optimie-

Dr. Dietmar Oesterreich zum Präsidenten  
der Zahnärztekammer wiedergewählt 
Konstituierende Kammerversammlung der 6. Amtsperiode wählte neuen Vorstand 
und die Besetzung der Ausschüsse

Die Kammerdelegierten während einer der zahlreichen Abstimmungen auf der konstituierenden Kammerversammlung.

Der Alterspräsident aus Schwerin: 
Professor Dr. Dr. Johannes Klammt

zahnärztEKammEr
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rung der Kreisstellenarbeit erforderten 
eine personelle Besetzung wie bisher.

Per Akklamation sprachen sich die 
Kammerdelegierten für die Beibehal-
tung von fünf Beisitzern im Vorstand 
aus.

Als Beisitzer im Vorstand wurden 
anschließend Dipl.-Stom. Holger Do-
nath (Teterow, Dipl.-Stom. Gerald 
Flemming (Rostock), Dr. Jürgen Lie-
bich (Neubrandenburg) sowie Zahn-
arzt Mario Schreen (Gadebusch) wie-
dergewählt.

Als neues Mitglied wurde Dr. An-
gela Löw (Greifswald) als erste Frau 
in den Kammervorstand gewählt. Dr. 
Löw, die selbst nicht anwesend sein 
konnte, hatte per Videoaufzeichnung 
ihrer Kandidatur zugestimmt und 
verdeutlichte ihre berufspolitischen 

Vorstellungen. Das bisherige Vor-
standsmitglied Dr. Holger Kraatz 
hatte aus persönlichen Gründen nicht 
mehr für den Kammervorstand kandi-
diert. Insgesamt ist das Wahlergebnis 
Ausdruck einer kontinuierlichen und 
erfolgreichen Arbeit des bisherigen 
Kammervorstandes.

Alterspräsident Prof. Klammt be-
glückwünschte sodann die gewählten 
Vorstandsmitglieder und verpflichte-
te sie, ihre Aufgaben stets im vollen 
Bewusstsein ihrer Verantwortung ge-
genüber dem Berufsstand und den Pa-
tienten wahrzunehmen.

 
Von der konstituierenden Kammer-

versammlung wurden nach erfolgter 
Pause die Mitglieder der Ausschüsse 
per Akklamation neu gewählt.

In der 6. Legislaturperiode werden 
diese Ausschüsse folgendermaßen be-
setzt sein:

Ausschuss zahnärztliche Berufsaus-
übung und Hygiene
Dipl.-Stom. Lars-Peter Boger 
(Neubukow)
Dipl.-Stom. Holger Donath 
(Teterow)
ZA Carsten Hinz (Neustrelitz)

Beratungsausschuss
Dipl.-Stom. Gerald Flemming 
(Rostock)
Rechtsanwalt Peter Ihle (Schwerin)
Prof. Dr. Dr. Johannes Klammt 
(Schwerin)
Dr. Jürgen Liebich 
(Neubrandenburg)
Dr. Peter Schletter (Neustadt-Glewe)

Schlichtungsausschuss
Dipl.-Stom. Gerald Flemming 
(Rostock)
Rechtsanwalt Peter Ihle (Schwerin)
Prof. Dr. Dr. Johannes Klammt 
(Schwerin)
Dr. Jürgen Liebich 
(Neubrandenburg)
Dr. Peter Schletter (Neustadt-Glewe)

Stellvertreter:
Konrad Curth (Geschäftsstelle)
Dr. Thomas Dreyer (Ribnitz-Damgarten)
Dr. Michael Gurle (Ostseebad Baabe)
ZÄ Andrea Sadenwasser (Rostock)
RA Philipp von Wrangell (Schwerin)

Dr. Thomas Lawrenz, neu gewählter Kammerdelegierter 
bei der Stimmabgabe (links) und Wahlausschussmitglied 
Dipl.-Stom Thomas Zumstrull aus Schwerin

Professor Johannes Klammt beglückwünschte den neuen 
Vorstand und verpflichtete ihn in seiner Verantwortung für 
den Berufsstand und die Patienten. Fotos: Konrad Curth

Rechtsanwalt Franz-Joachim Hofer (stehend) leitete die Wahl, rechts im Bild: 
Hauptgeschäftstführer Rechtsanwalt Peter Ihle.
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Fortbildungsausschuss
Dr. Holger Garling (Schwerin)
Dr. Jürgen Liebich 
(Neubrandenburg)
PD Dr. Dieter Pahncke 
(Rostock)
Prof. Dr. Wolfgang Sümnig 
(Greifswald)
ZA Holger Thun (Schwerin)

Haushaltsausschuss
Dr. Mathias Wolschon (Bützow)
Dipl.-Stom. Frank Zech (Rostock)
Dipl.-Stom. Thomas Zumstrull 
(Schwerin)

Präventionsausschuss 
ZA Thoralf Hahn (Schwerin)
Dr. Thomas Klinke-Wilberg 
(Greifswald)
Dr. Holger Kraatz (Satow)
Dr. Angela Löw (Greifswald)
Prof. Dr. Christian Splieth 
(Greifswald)

Prüfungsausschuss Weiterbildung 
Kieferorthopädie
Dipl.-Stom. Holger Donath 
(Teterow)
Prof. Dr. Tomasz Gedrange 
(Greifswald)
Prof. Dr. Franka Stahl de Castrillon 
(Rostock)

Stellvertreter:
ZÄ Elisabeth Heller (Rostock)
ZÄ Siegrid Piel (Neubrandenburg)

Prüfungsausschuss Weiterbildung 
Oralchirurgie
Dr. Jan-Hendrik Lenz (Rostock)
Dr. Thorsten Löw (Greifswald) 
Prof. Dr. Wolfgang Sümnig 
(Greifswald)

Stellvertreter:
Dr. Dr. Carsten Dittes 
(Neubrandenburg)
Dr. Jan Wüsthoff (Rostock)

Rechnungsprüfungsausschuss
Dr. Norbert Erben (Teterow)
Dipl.-Stom. Hans-Jürgen Gottelt 
(Rostock)
ZA Roman Kubetschek 
(Neubrandenburg)
Dr. Peter Schletter (Neustadt-Glewe)

Satzungsausschuss
Dr. Cornel Böhringer (Ludwigslust)
ZÄ Uta Kuhn-Reiff (Sassnitz)
Dr. Peter Schletter (Neustadt-Glewe)

Schlichtungsausschuss nach § 111 
Abs. 2 ArbGG
RA Peter Ihle (Schwerin)
Dr. Regina Noster (Franzburg)
ZAH Silvia Steinberg (Rostock) 

Stellvertreter:
RA Philipp von Wrangell (Schwerin)
ZA Mario Schreen (Gadebusch)
ZAH Yvonne Sellmann (Schwerin) 

Mit Abschluss der Wahlgänge über-
nahm Präsident Dr. Oesterreich die Lei-
tung der Kammerversammlung. Nach 
dem deutlichen Wahlerfolg für die bis-
herigen Vorstandsmitglieder bedankte 
sich Kammerpräsident Dr. Oesterreich 
bei den Kammerdelegierten für die hohe 
Akzeptanz der bisherigen Tätigkeit und 
für das große Vertrauen. 

Dr. Oesterreich versteht dieses Votum 
als Auftrag, die Interessen der Zahnärz-
teschaft in gewohnter Sachlichkeit, aber 
mit Konsequenz und hoher Kompetenz 
in die Gesundheitspolitik einzubringen. 
Gleichzeitig würdigte Dr. Oesterreich 
das große Engagement des auf eigenen 
Wunsch ausgeschiedenen Vorstands-
mitgliedes Dr. Holger Kraatz (Satow).

Die Wahl zur Kammerversammlung 
mit einer Wahlbeteiligung von 57,7 Pro-
zent habe gezeigt, dass die Kollegen-
schaft Anteil an der Arbeit der Selbst-
verwaltung nimmt, so Dr. Oesterreich. 
Er mahnte eindringlich die Wahrung der 
Einheit des Berufsstandes an. Nur ein 
einheitliches Handeln kann die Interes-
sen des Berufsstandes und der Patienten 
erfolgreich durchsetzen.  

Zum Ende der Veranstaltung erhielt 
der Vorsitzende des Landesverbandes 
des FVDZ Dr. Peter Bührens Gelegen-
heit, der Kammerversammlung seine 
Argumente für die Einreichung der Kla-
ge zur Anfechtung der Kammerwahl 
vorzutragen. 

Die Klage wurde der Kammer bisher 
nicht zugestellt. Präsident Dr. Oester-
reich sagte  zu, dass sich die zahnärzt-
liche Selbstverwaltung sachlich mit den 
vorgebrachten Argumenten auseinan-
dersetzen werde, sobald die Klagbe-
gründung vorliegt.   ZÄK
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Auf der konstituierenden Vertreter-
versammlung der Kassenzahnärzt-
lichen Vereinigung Mecklenburg-
Vorpommern wurden nachfolgende 
Gremien und Ausschüsse neu ge-
wählt:

Koordinationsgremium
Dr. Karsten Georgi, Schwerin
Dr. Holger Garling, Schwerin
Dr. Hans-Jürgen Koch, Burg Stargard
Dr. Lutz Knüpfer, Malchin

Haushalts- und Finanzausschuss
Dr. Olaf Mews, Lübz
Dr. Uwe Greese, Greifswald
Dr. Cornel Böhringer, Ludwigslust
Dr. Michael Katzmann, 
Grevesmühlen

Rechnungsprüfungsausschuss
Dipl.-Stom. Christiane Fels, Torgelow
Dr. Jörg Krohn, Ahlbeck
Dipl.-Stom. Peter Bohne, Dassow

Widerspruchsstelle
ZA Hans Salow, Güstrow
Dr. Dagmar Stave, Rostock
ZA Jens Bülow, Neubrandenburg
ZA Karsten Lüder, Benz

Disziplinarausschuss
Mitglieder:
Dr. Olaf Mews, Lübz
ZA Hans Salow, Güstrow

Stellvertreter:
Dipl.-Stom. Christiane Fels, Torgelow
Dr. Gudrun Looks, Stralsund

Satzungsausschuss
Dr. Hartmut Beitz, Heringsdorf
Dr. Eberhard Dau, Malchow
Dr. Uwe Greese, Greifswald

Mit der Wahl von Dr. Manfred Krohn 
in den Vorstand der KZV verliert die 
Vertreterversammlung ein gewähltes 
Mitglied. Für Dr. Krohn rückt analog 
der Wahlen zur Vertreterversamm-
lung Zahnarzt Erik Tiede, niederge-
lassener Zahnarzt aus Rostock, nach. 

Ein ausführlicher Bericht zu den 
Wahlen der Kassenzahnärztlichen 
Vereinigung Mecklenburg-Vorpom-
mern erscheint in der kommenden 
dens-Ausgabe.

Kerstin Abeln

KZV-Arbeit wird beständig weitergeführt
Vorstand, VV-Vorsitz und Koordinationsgremium mit großer Mehrheit wiedergewählt

Konstituierende Vertreterversammlung der KZV Mecklenburg-Vorpommern am 12. Januar in Schwerin. Die Gewählten 
v.l.n.r.: VV-Vorsitzender Dr. Peter Schletter, Vorstandsvorsitzender Dipl.-Betrw. Wolfgang Abeln, Mitglieder des Koordi-
nationsgremiums Dr. Holger Garling, Dr. Karsten Georgi, Dr. Hans-Jürgen Koch und Dr. Lutz Knüpfer, stellvertretender 
Vorstandsvorsitzender Dr. Manfred Krohn und der stellvertretende VV-Vorsitzende, Zahnarzt Hans Salow. Foto: KZV

Wolfgang Abeln wird auch in den 
kommenden sechs Jahren an der Spit-
ze der Kassenzahnärztlichen Verei-
nigung Mecklenburg-Vorpommern 
stehen. Fast einstimmig sprachen 
dem Diplom-Betriebswirt die Mit-
glieder der Vertreterversammlung das 
Vertrauen aus und wählten ihn zum 

Vorstandsvorsitzenden. Sein Stellver-
treter bleibt wie in den vergangenen 
sechs Jahren Dr. Manfred Krohn, nie-
dergelassener Zahnarzt aus Rostock.

Damit wird die bewährte Arbeit für 
die Vertragszahnärzte und deren An-
liegen im Nordosten fortgeführt. Als 

Vorsitzender der Vertreterversamm-
lung wurde Dr. Peter Schletter, nie-
dergelassener Zahnarzt in Neustadt-
Glewe gewählt. Zahnarzt Hans Salow 
aus Güstrow wurde zum stellvertre-
tenden Vorsitzenden der Vertreterver-
sammlung gewählt. 

KZV
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Das Gesetz zur nachhaltigen und 
sozial ausgewogenen Finanzierung 
der gesetzlichen Krankenversiche-
rung (GKV-FinG) wurde am 12. 
November vom Deutschen Bundes-
tag beschlossen. 306 Abgeordnete 
stimmten dafür, 253 dagegen. Da das 
Gesetz keiner Zustimmung des Bun-
desrates bedarf, trat es am 1. Januar 
in Kraft. 

Ein Überblick über die wichtigsten 
Rechtsänderungen:

Finanzierung
Der allgemeine Beitragssatz zur ge-
setzlichen Krankenversicherung än-
dert sich auf 15,5 Prozent des Brut-
toeinkommens. Arbeitnehmer zahlen 
insgesamt 8,2 Prozent, Arbeitgeber 
7,3 Prozent. Zukünftige Ausgaben-
steigerungen werden über einkom-
mensunabhängige Zusatzbeiträge 
allein von den GKV-Versicherten ge-
tragen. Über die Höhe entscheidet die 
einzelne Kasse autonom und ohne 
Obergrenze selbst. 

Ausgabenbegrenzung
Folgende Maßnahmen sind für das 
Jahr 2011 vorgesehen:
• 300 Millionen Euro – Begrenzung 

der Verwaltungskosten
• 150 Millionen Euro – Begrenzung 

des Preisanstiegs bei den Kranken-
häusern

• 350 Millionen Euro – Mehrleis-
tungsabschläge bei den Kranken-
häusern

• 20 Millionen Euro – Begrenzung 
des Anstiegs der zahnärztlichen 
Vergütungen

• 500 Millionen Euro – Begrenzung 
der Vergütungen in der hausarzt-
zentrierten Versorgung

Krankenkassen
Die Einkommensgrenze, oberhalb 
derer das Einkommen der Mitglieder 
in der gesetzlichen Krankenversi-
cherung beitragsfrei bleibt, sinkt auf 
44 550 Euro Bruttojahreseinkom-
men. Die Krankenkassen müssen bis 
zum 31. Dezember 2011 an minde-
stens zehn Prozent ihrer Versicherten 
die elektronische Gesundheitskarte 
ausgeben. Andernfalls werden die 
Verwaltungsausgaben im Jahr 2012 
gegenüber 2010 um zwei Prozent 
gekürzt.

Die Wartefrist für einen Wechsel in 
die private Krankenversicherung für 
gesetzlich Versicherte, die über der 
Versicherungspflichtgrenze verdie-
nen, verkürzt sich von drei Jahren auf 
ein Jahr.

Kostenerstattung
Die Mindestbindungsfrist für die 
Kostenerstattung in der gesetzlichen 
Krankenversicherung verkürzt sich 
auf ein Kalendervierteljahr, die Ab-
schläge der Kassen werden auf fünf 
Prozent begrenzt. Entgangene Rabat-
te können bei der Kostenerstattung 
berücksichtigt werden.

Wahltarife
Die GKV-Versicherten sind an die 
Wahl eines Wahltarifs zum Selbstbe-
halt (§ 53 Abs. 1) und Krankengeld 
(§ 53 Abs. 6) weiterhin für die Dauer 
von drei Jahren gebunden. Bei den 
Wahltarifen zu den besonderen Ver-
sorgungsformen (§ 53 Abs. 3) gilt 
keine Mindestbindungsfrist. Für die 
übrigen Wahltarife gilt eine Mindest-
bindungsfrist von einem Jahr. Die 
Aufwendungen für jeden Wahltarif 
müssen jeweils aus Einnahmen, Ein-
sparungen und Effizienzsteigerungen 
aus diesen Wahltarifen auf Dauer fi-
nanziert werden.

Patientenberatung
Die Finanzierung der Unabhängigen 
Patientenberatung Deutschland, eines 
Netzwerkes unabhängiger Beratungs-
einrichtungen, wird dauerhaft sicher-
gestellt.

Arzneimittel
Krankenkassen müssen sich künf-
tig anteilig an den Kosten von Me-
dikamenten auch dann beteiligen, 
wenn Versicherte sich gegen ein 
rabattiertes Medikament ihrer Kran-
kenkasse entscheiden und das ge-
wünschte Präparat selbst kaufen. Für 
neue Arzneimittel müssen die Her-
steller in Zukunft den Zusatznutzen 
für die Patienten nachweisen, nur 
dann dürfen sie mehr kosten als be-
reits vorhandene.

KZV

Gesetzesänderungen ab 1. Januar
GKV-Finanzierungsgesetz – Überblick über wesentliche Regelungen

anzeige
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Brandenburgs Gesundheitsministe-
rin Anita Tack und Manuela Schwesig, 
Ministerin für Gesundheit und Soziales 
in Mecklenburg-Vorpommern, gaben 
für die Aufsichtsbehörden der Länder 
offiziell die Genehmigung zur Verei-
nigung der AOKs Berlin-Brandenburg 
und Mecklenburg-Vorpommern be-
kannt. Sie überreichten den Vorstands-
vorsitzenden der beiden Kassen die 
entsprechenden Genehmigungsbe-
scheide. Außerdem unterzeichneten 
sie eine Verwaltungsvereinbarung zur 
Zusammenarbeit und gegenseitigen 
Information.

Die neue AOK Nordost ist am 1. Ja-
nuar gestartet und mit ihren rund 1,8 

Millionen Versicherten die größte Kran-
kenkasse in den drei Bundesländern. 
Sitz der neuen Krankenkasse wird in 
Potsdam sein. Die Rechtsaufsicht über 
beide Kassen verbleibt im Land Bran-
denburg. Für die Krankenkasse wird 
das Ministerium für Umwelt, Gesund-
heit und Verbraucherschutz und für 
die Pflegekasse wird das dafür zustän-
dige Ministerium für Arbeit, Soziales, 
Frauen und Familie die Aufsicht aus-
üben. Der Vorstand der AOK Nordost 
wird zukünftig aus dem Vorsitzenden 
Frank Michalak, der stellvertretenden 
Vorstandsvorsitzenden Gerlinde Kö-
nig und dem Mitglied des Vorstandes, 
Friedrich Wilhelm Bluschke, bestehen.

AOK Nordost seit 1. Januar 
AOK Berlin-Brandenburg und Mecklenburg-Vorpommern

Die Gesundheitsministerinnen Manuela Schwesig (M-V, l.) und Anita Tack 
(Brandenburg) unterzeichneten die Verwaltungsvereinbarung.

Im Rahmen des VDZI-Fachpresse-
gesprächs forderte Präsident Jürgen 
Schwichtenberg, die strukturellen 
Probleme innerhalb der Zahnersatz-
versorgung im Rahmen der nächsten 
Reform politisch zu lösen. „Durch 
die strikte Anbindung an den § 71 
SGB V sind die bundeseinheitlichen 
durchschnittlichen Preise für zahn-
technische Leistungen völlig von 
der allgemeinen Wirtschaftsentwick-
lung abgekoppelt worden. Die GKV-
Höchstpreise haben gegenüber der all-
gemeinen Inflationsrate in den letzten 
acht Jahren um mehr als 10 Prozent 
verloren. Es besteht daher dringender 
Handlungsbedarf“, so VDZI-Präsi-
dent Jürgen Schwichtenberg.

Eine weiterhin klare Ablehnung von 
Selektivverträgen der Krankenkassen 
mit Zahnärzten oder Zahntechnikern 
ist nach Ansicht des VDZI seitens 
der Politik erforderlich. Es gebe für 
solche Verträge aus guten Gründen 
keine Rechtsgrundlage. Handlungs-
bedarf sieht der VDZI auch bei der 
Sicherung des umfassenden Pati-
entenschutzes in Deutschland. Die 
handwerksrechtlichen Zulassungs-
voraussetzungen für Zahntechniker 
werden nach Ansicht des VDZI in 
der Gesundheitspolitik zu wenig be-
achtet. Niemand käme auf die Idee, 
die berufsrechtliche Zulassung des 
Arztes oder Zahnarztes in den Ver-
trägen zu ignorieren. Daher müsse 
das Meisterprinzip, das verfassungs-
rechtlich bei den gefahrengeneigten 
Handwerksberufen im Interesse eines 
präventiven Gesundheitsschutzes le-
gitimiert sei, von den Krankenkassen, 
aber auch von Zahnärzten in ihrem 
Vertragshandeln anerkannt werden.

VDZI

Zahntechniker
Bessere Bedingungen

Der Bundesgerichtshof (BGH) in 
Karlsruhe entschied am 1. Dezember 
2010 über Zahnersatz-Auktionsportale 
im Internet. Nach Ansicht des Gerichts 
sei die Internetplattform „2te-zahnarzt-
meinung.de“, auf der Patienten den 
Heil- und Kostenplan ihres Zahnarztes 
„versteigern“ können, nicht berufs-
rechtswidrig. 

„Medizinische Eingriffe zum Nied-
rigstgebot zu versteigern, ist ebenso 
unethisch wie gefährlich. Wer eine 
Schnäppchenmentalität in die Medizin 
einführt, gefährdet die Versorgungsqua-
lität. Das kann nicht im Interesse der 
Patienten sein. Qualitätssicherung sieht 
anders aus. Aber gerade die fordert die 
Politik ja verstärkt ein.“ Mit diesen Wor-
ten kommentierte der Vorsitzende des 
Vorstandes der Kassenzahnärztlichen 

Bundesvereinigung (KZBV), Dr. Jürgen 
Fedderwitz, das Urteil des Bundesge-
richtshofs zur Zulässigkeit von gewinn-
orientierten Internet-Auktionsportalen 
für Zahnbehandlungen.

„Der BGH gestattet damit, medizi-
nische Behandlungen wie Konsumpro-
dukte versteigern zu lassen“, so der Prä-
sident der Bundeszahnärztekammer, Dr. 
Peter Engel.

„Behandlungskosten können nicht 
ohne eine gründliche Voruntersuchung 
am Patienten vorgeschlagen werden, 
dies verbietet die Ethik des Berufs-
standes“, so Engel weiter.

Fedderwitz wies zugleich darauf hin, 
dass das Bedürfnis von Patienten nach 
Information und Transparenz gerade bei 
Zahnersatz-Behandlungen absolut be-
rechtigt sei. Es brauche dafür aber nicht-

Patient wird zur Handelsware 
Medizinische Therapien darf man nicht versteigern

kommerzielle, neutrale Beratungsstellen 
mit fundierter Fachkenntnis.

Auch die Bundeszahnärztekammer 
legt besonderes Gewicht auf den Pati-
entenschutz: „Weder der Patient noch 
sein Heil- und Kostenplan sind Waren. 
Der schleichenden Vergewerblichung 
des Zahnarztberufs ist entschieden ent-
gegenzutreten, auch wenn der BGH mit 
seiner aktuellen Entscheidung hierfür 
Vorschub leistet“, unterstreicht Engel. 

Patienten können sich unterdessen 
kos tenlos eine zweite Meinung einholen, 
unter www.zahnarzt-zweitmeinung.de.

KZBV/BZÄK

http://www.zahnarzt-zweitmeinung.de
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Die Bundeszahnärztekammer 
(BZÄK) ruft in einem Rundschrei-
ben die Zahnärzteschaft dazu auf, 
„gemeinsam auf allen Ebenen mit 
hoher Schlagzahl ihre Ziele sachlich, 
strategisch und professionell“ zu ver-
folgen. Anlass sind die schwierigen 
Verhandlungen zur Novellierung 
der Gebührenordnung für Zahnärzte 
(GOZ). Der Weg sei steiniger, als es 
von einer schwarz-gelben Bundesre-
gierung zu erwarten gewesen war, so 
die BZÄK. Die Haushaltsberatungen 
im Bundestag und die Ankündigung 
eines „Jahrhundertsparpakets“ seitens 
der Bundesregierung zeigten: Was 
von der Politik finanziert wird, ent-
scheidet letztendlich die Politik und 
nicht die Zahnärzteschaft. 

Nur gemeinsam kann die Zahnärz-
teschaft das bestmögliche Ergebnis 
für Patienten und Berufsstand errei-
chen und so gesundheitspolitische 
Irrfahrten wie die Öffnungsklausel 
verhindern.

Seit dem Frühjahr hat die BZÄK 
gegenüber dem Bundesgesundheits-
ministerium (BMG) und gesundheits-
politischen Entscheidungsträgern ihre 
klare Position zur GOZ-Novellierung 
deutlich gemacht. Zusammen mit den 
Kostenträgern wurden die einzelnen 
Abschnitte der GOZ Punkt für Punkt 

beraten. Aufgrund der Sparzwänge 
der Bundesregierung zeigt sich aber 
laut BZÄK immer mehr, dass es eine 
GOZ-Novellierung ausschließlich 
unter der Maßgabe einer stark be-
grenzten Steigerung des Erhöhungs-
volumens für alle privatzahnärzt-
lichen Leistungen geben werde. 

Die Novellierung wird sich dem-
nach nicht in dem Maße am wissen-
schaftlichen Stand der Zahnheilkunde 
orientieren, wie dies mit der Honorar-
ordnung für Zahnärzte (HOZ), dem 
ursprünglichen Vorschlag der Zahn-
ärzteschaft, möglich gewesen wäre, 
bedauerte die Bundeszahnärztekam-
mer in ihrem Rundschreiben. 

Wie sie nun mitteilt, werde in den 
nächsten Monaten das BMG beraten, 
um trotz dieser ungünstigen Rahmen-
bedingungen das Ergebnis noch im 
Sinne der Zahnärzte und ihrer Pati-
enten positiv zu beeinflussen. 

Die Einbeziehung des Sachver-
stands der Zahnärztekammern sei 
durch die Beteiligung der Vorsitzen-
den der GOZ-Arbeitsgruppen Nord, 
Mitte und Süd gewährleistet. Inzwi-
schen seien die Beratungen zu den 
einzelnen Abschnitten der geplanten 
neuen GOZ auch weitgehend abge-
schlossen. 

Das BMG habe sich allerdings in-

haltlich noch nicht festgelegt. Zudem 
habe sich das Ministerium vorbehal-
ten, die Regelungen zum Allgemei-
nen Teil der GOZ selbst zu definie-
ren. Die Ergebnisse der Beratungen 
werden derzeit verarbeitet und sollen 
Anfang des Jahres 2011 in den Refe-
rentenentwurf eingehen. 

Nach dem Zeitplan des BMG soll 
die neue GOZ so rechtzeitig das Zu-
stimmungsverfahren im Bundesrat 
durchlaufen können, dass der ge-
plante Termin zum Inkrafttreten am 
1. Juli 2011 erreicht werden kann.

„Damit sind wesentliche Pfeiler 
einer neuen GOZ in ihren Auswir-
kungen zum jetzigen Zeitpunkt noch 
unkalkulierbar“, so die BZÄK in ih-
rer Mitteilung. Eine Vorab-Veröffent-
lichung von real nicht vorhandenen 
Ergebnissen wäre „nicht valide und 
unseriös“. Das betreffe sowohl das 
Erhöhungsvolumen über die Bestim-
mung des GOZ-Punktwerts als auch 
die hochpolitische Frage der Imple-
mentierung einer aus Sicht der BZÄK 
nicht akzeptablen Öffnungsklausel.

Die Einführung der Öffnungs-
klausel würde die Gesamtlogik und 
Funktion von Gebührenordnungen ad 
absurdum führen und klar die Gren-
ze der Kompromissbereitschaft der 
BZÄK überschreiten, hieß es wei-
ter. Die konsequente Ablehnung der 
Öffnungsklausel sei auch durch die 
breite Basis in der jüngsten Bundes-
versammlung bestätigt worden. Diese 
zurückzuweisen, sei Patienten und 
Berufsstand unbedingt geschuldet.

Die Auseinandersetzung mit dem 
Referentenentwurf werde auf eine 
noch breitere Basis gestellt, kündigte 
die BZÄK jetzt an: Deswegen werde 
zeitnah eine Koordinierungskonfe-
renz der GOZ-Referenten der Zahn-
ärztekammern und – abhängig von 
weiteren Entscheidungen im BMG – 
gegebenenfalls eine außerordentliche 
Bundesversammlung einberufen. 

„Trotz und gerade wegen der rigo-
rosen Sparvorhaben der Bundesregie-
rung und so manchem schmerzhaften 
Kompromiss muss die Zahnärzte-
schaft in den nächsten Wochen und 
Monaten gemeinsam die Grenzen der 
Kompromissbereitschaft ihres Berufs-
standes und berufspolitische Flagge 
zeigen“, so das Fazit der BZÄK. 

BZÄK

Öffnungsklausel weiterhin abgelehnt 
Bundeszahnärztekammer informiert über den Stand der GOZ-Novellierung

Patientenvertreter, Ärzte- und Zahnärzteschaft lehnen die von der privaten 
Krankenversicherung geforderte so genannte Öffnungsklausel ab. Schulter-
schluss auf der gemeinsamen Pressekonferenz von Bundesärztekammer, der 
Bürgerinitiative Gesundheit und der Bundeszahnärztekammer am 9. Dezember 
2010 in Berlin.
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Die Finanzentwicklung der gesetz-
lichen Krankenkassen ist ungünstiger 
verlaufen als im vergangenen Jahr. 
Während die Kassen vom 1. bis 3. 
Quartal 2009 einen Überschuss von 
1,4 Milliarden Euro verbuchen konn-
ten, betrug der Überschuss im gleichen 
Zeitraum 2010 nur noch rd. 277 Milli-
onen Euro.

Zusatzbeiträge, die von einer gerin-
geren Zahl der Krankenkassen zum 
Teil ab dem 1. und zum Teil ab dem 
2. Quartal erhoben wurden, haben bis-
lang zu Einnahmen in Höhe von 463 
Millionen Euro geführt. Ohne diese 
Zusatzbeiträge hätte sich schon in den 
ersten drei Quartalen bei der Summe 
sämtlicher Kassenergebnisse ein Defi-
zit ergeben.

Der Gesundheitsfonds zahlte für das 
Dreivierteljahr 2010 Zuweisungen in 
Höhe von insgesamt rd.127,7 Milliar-
den Euro an die Krankenkassen aus, 
somit 75 Prozent des den Kranken-
kassen zugesicherten Jahresbedarfs. 
Die Einnahmen des Gesundheitsfonds 
aus Beiträgen und Bundeszuschüssen 
lagen bei 128,5 Milliarden Euro. In 
der zeitlichen Abgrenzung für das 1. 
bis 3. Quartal 2010 weist der Gesund-
heitsfonds einen Überschuss von 777 
Millionen Euro aus. 

Die Leistungsausgaben der Kran-
kenkassen sind im 1. bis 3. Quartal 
2010 um 3,9 Prozent je Versicherten 
gestiegen. Im 1. Halbjahr lag der An-
stieg noch bei 4,2 Prozent, Der Schät-
zerkreis ist bei seiner aktuellen Jahres-
prognose von einem Anstieg von rd. 4 
Prozent ausgegangen. 

In den größeren Leistungsbereichen 
ist die Entwicklung der Ausgaben sehr 
unterschiedlich verlaufen:

Der Zuwachs von 3,7 Prozent je Ver-
sicherten bei den Ausgaben für ambu-
lante ärztliche Behandlung nach einem 
Zuwachs von 7,4 Prozent im gesamten 
Jahr 2009 zeigt, dass sich die Honorar-
situation für Ärzte verbessern wird.

Der Anstieg der Arzneimittelausga-
ben (ohne Impfkosten) lag bei 4,2 Pro-
zent je Versicherten. Im 1. Halbjahr lag 
der Zuwachs noch bei 4,8 Prozent Die 
deutliche Ausgabenabflachung nach 
den hohen Ausgabenanstiegen der 
letzten Jahre ist darauf zurückzufüh-
ren, dass erste Maßnahmen des Arz-
neimittelsparpakets ab 1. August 2010 
wirksam wurden.

Die Verwaltungskosten der Kassen 
sind im bisherigen Jahresverlauf nach 
längerer Stabilität deutlich gestiegen. 
Der Zuwachs lag im 1. bis 3. Quartal 
bei rd. 3,9 Prozent.

Perspektive für 2011
Ohne Gegensteuern hätte der gesetz-
lichen Krankenversicherung im Jahr 
2011 trotz der unerwartet günstigeren 
konjunkturellen Entwicklung ein 
Defizit von bis zu 9 Milliarden Euro 
gedroht. Im nächsten Jahr ist nach 
der aktuellen Einschätzung des GKV-
Schätzerkreises sichergestellt, dass die 
Zuweisungen aus dem Gesundheits-
fonds ausreichen, die voraussicht-
lichen Ausgaben der Krankenkassen 
zu decken. Das schließt nicht aus, dass 
einzelne Krankenkassen einen Zusatz-
beitrag erheben müssen.

GKV-Finanzentwicklung 2010
Erwartungsgemäß ungünstiger Verlauf im Vorjahr

Auf der letzten Sitzung des Ge-
meinsamen BZÄK/KZBV-Vorstands-
ausschusses des IDZ am 8. Dezember 
2010 in Berlin wurde das IDZ beauf-
tragt, konzeptionell, organisatorisch 
und finanziell zu planen, wie eine 
neue Nationale Mundgesundheitsstu-
die (DMS V) strukturiert werden kön-
ne. Das wissenschaftliche Planungs-
ergebnis soll bis spätestens Ende 
2011 dem IDZ-Vorstandsausschuss 
zur Beratung vorgelegt werden.

Des Weiteren erhielt das IDZ 
den Auftrag, im Zuge des aktuellen 
KZBV/BZÄK-Konzeptes zur Al-

ters-und Behindertenzahnheilkunde 
(AuB-Konzept) eine systematische 
Sachstandsanalyse zur oralepidemi-
ologischen Datenlage für diese Ziel-
gruppen in Deutschland anzufertigen. 
Dazu soll ein IDZ-Workshop mit Ex-
perten dieses Gebietes durchgeführt 
werden, um die statistische Aussa-
gekraft vorhandener Studiendaten zu 
prüfen. Auf dieser Grundlage soll ent-
schieden werden, ob eine eigenstän-
dige Erhebung auf Bundesebene zu 
dieser speziellen Versorgungsproble-
matik sinnvoll und zielführend wäre.

BZÄK

IDZ-Vorstandsausschuss
Konzept für neue Mundgesundheitsstudie geplant

„Man sagt, die Ärzte wären in-
telligent; sind sie auch. Aber sie 
sind vor allem gutmütig. Wenn 
ich mir vorstelle, ich wäre bei ei-
ner Handwerkerinnung und wür-
de den anwesenden Handwerkern 
sagen, dass sie im nächsten Jahr 
für soundso viel Euros alles leisten 
müssten, dass dies vom G-BA, IQu-
iG, Wirtschaftlichkeitsausschuss, 
der Handwerkerinnung und ande-
ren festgelegt würde, dass sie auf 
das Geld ein halbes Jahr zu warten 
hätten und die Höhe des Betrages 
auch nicht sicher wäre, ich glaube, 
ich würde nicht lebend aus der Ver-
sammlung rauskommen.“

Bundesgesundheitsminister Dr. Philipp 
Rösler bei einer Podiumsdiskussion 
der Gesellschaft für Versicherungswis-
senschaft und -gestaltung GVG

Die KZBV hat die Patienteninfor-
mation „Wurzelbehandlung – Wann 
bezahlt die Krankenkasse?“ redaktio-
nell überarbeitet. Die neue Fassung ist 
ab sofort im Download-Bereich des 

Internet-Auftrittes www.kzbv.de als 
pdf-Datei eingestellt. Das Informa-
tionsblatt dient als Hilfestellung für 
die Zahnarztpraxis beim Patientenge-
spräch. Für den Ausdruck kann zwi-
schen einer farbigen Variante und der 
schwarz-weißen Ausführung gewählt 
werden.

KZBV

Patienteninfo 
Wurzelbehandlung

http://www.kzbv.de
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Die Deutschen waren wieder im 
Fußballtaumel, da wurde einen Tag 
vor dem Halbfinale der Fußballwelt-
meisterschaft in Südafrika die Ge-
sundheitsreform bekannt gegeben. 
Die öffentliche Aufmerksamkeit war 
maximal abgelenkt. Das wusste man 
in Regierungskreisen, denn bereits 
im Jahr 2006 hatten Gesundheits-
fonds und Mehrwertsteuererhöhung 
weitestgehend unbemerkt alle gesetz-
lichen Hürden genommen. In diesem 
Jahr bescherte die Bundesregierung 
während des Fußballwirrwarrs Än-
derungen in Sachen elektronischer 
Gesundheitskarte – der Karte, die 
eigentlich für das Jahr 2006 anvisiert 
war und deren Einführung sich als 
ungeliebtes Gummibandprojekt prä-
sentiert. 

Während Zahnärzte und Ärzte kei-
nen Nutzen im millionenschweren 
Konzept erkennen können, hält das 
Bundesgesundheitsministerium trotz 
unbefriedigender Tests in der Mo-
dellregion Nordrhein konsequent am 
Langzeitvorhaben fest. Zu viel Vor-
bereitung und finanzielle Mittel sind 
auch durch Wirtschaftsunternehmen 
bereits aufgewendet worden, um bei 
einer Absage gut dazustehen. Zusätz-
lich wurde die zwanghafte Anbin-
dung der Praxen an zentrale Com-
puterstrukturen gefordert, auch über 
Datenschutz- und Schweigepflichts-
verletzungen hinaus.

Das GKV-Finanzierungsgesetz hat 
jetzt aktuell nachgelegt und fordert 
via Änderungsantrag von den Kran-
kenkassen bis zum 31.12.2011 die 
mindestens 10prozentige Ausstattung 
ihrer Versicherten mit der elektro-
nischen Gesundheitskarte. Andern-
falls drohen finanzielle Einschnitte 
in Höhe von zwei Prozent bei den 
Verwaltungskosten. Eine unendliche 
Geschichte wird also Realität, auch 
dann, wenn noch kein gutes Ende in 
Sicht ist. Denn die derzeitigen Kar-
ten sind für die künftige Anwendung 
untauglich. Sie müssen nachgebessert 
werden, um die geforderte Online-
Prüfung der Karte auf dem elektro-
nischen Ausweis selbst zu quittieren. 
Das funktioniert mit dem heutigen 
Chip aber nicht.

Geklärt sind bislang einzig die 
Pauschalen für Lesegeräte der elek-
tronischen Gesundheitskarte. Die 

eGK light 2011
Karte mit Einschränkungen

Die zahnärztlichen Qualitätszirkel 
sind in Mecklenburg-Vorpommern zu 
einem festen Bestandteil der Quali-
tätssicherung geworden. Die teilneh-
menden Kolleginnen und Kollegen 
treffen sich in lockerer Runde, um 
theoretisches Wissen und praktische 
Erfahrungen auszutauschen. Eine we-
sentliche Rolle für das Gelingen der 
Zirkelarbeit spielen die Moderatoren. 
Vor sechs Jahren wurden sie dafür in 
Veranstaltungen der Zahnärztekam-
mer bei dem Leiter des Göttinger 
Aqua Institutes für angewandte Qua-
litätssicherung und Forschung im Ge-
sundheitswesen, Professor Joachim 
Szecsenyi, geschult. Seitdem haben 
die Zirkel schon eine kleine Erfolgs-
geschichte geschrieben.

Am 20. November 2010 fand in 
Schwerin eine erneute Schulung für 
die Moderatoren statt. Die Mehrzahl 
der Teilnehmerinnen und Teilnehmer 
waren „alte Hasen“ aus der Anfangs-
zeit.  Zwei Kolleginnen dagegen wa-
ren neu dabei und wollten die prak-
tischen Erfahrungen, die sie bereits 
gesammelt haben, mit theoretischem 

Rüstzeug unterlegen. Professor Win-
fried Walther von der Akademie für 
Zahnärztliche Fortbildung in Karls-
ruhe, ein ausgewiesener Fachmann 
in der zahnärztlichen Qualitätssiche-
rung, gestaltete den Tag. Schnell war 
das zentrale Problem der Arbeit in 
den Zirkeln ausgemacht: Wie findet 
man neue Themen für Zirkelabende? 
Die Antwort war eher verblüffend: 
Sie liegen buchstäblich in unseren 
Praxen. Die Planung und Entwick-
lung von Projekten, an denen sich 
alle Zirkelmitglieder aktiv beteili-
gen, ist durch die Erarbeitung von 
gemeinsamen Zielen, die Erhebung 
von Daten aus den Praxen und deren 
Auswertung eine neue Qualität in der 
Zirkelarbeit. Neben den Vorträgen 
und Übungen zur Projektarbeit wur-
den Moderationstechniken wiederholt 
und gefestigt.

Das Echo des Schulungstages war 
bei den Teilnehmern überaus positiv. 
Eine gelungene Veranstaltung, die 
neue Impulse für die Arbeit in den 
Zirkeln setzen wird.

Dr. Jürgen Liebich

Schulung für Moderatoren
Qualitätszirkel: neue Impulse für Arbeit gesetzt

Kassenzahnärztliche Bundesverei-
nigung (KZBV) und der GKV-Spit-
zenverband haben eine entsprechende 
Finanzierungsvereinbarung geschlos-
sen. Danach werden im gesamten 
Bundesgebiet 215 Euro Installations-
pauschale pro Praxis gezahlt. Der Zu-
schuss für das Lesegerät selbst liegt 
bei 355 Euro für ein stationäres Ge-
rät und bei 280 Euro für ein mobiles 

Gerät. Die entsprechende Vereinba-
rung auf Landesebene muss noch ge-
schlossen werden. Eine Empfehlung 
für bestimmte Lesegeräte gibt die 
KZBV nicht. Informationen geben je-
doch der Internetauftritt der gematik 
zu allen zugelassenen Geräten und 
deren Eigenschaften und die jewei-
ligen Softwarehersteller. 

Kerstin Abeln

Professor Dr. Winfried Walther, Direktor der Akademie für zahnärztliche Fort-
bildung Karlsruhe während des Vortrags.
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Im Rahmen der polnischen Kul-
turwoche „polenMarkt“ in Greifs-
wald fand kürzlich zum elften Mal 
die Verleihung des Förderpreises für 
„Verdienste um die deutsch-polnische 
Zusammenarbeit“ statt. Der von der 
Sparkasse Vorpommern gestiftete 
Preis würdigt Forschungsarbeiten jun-
ger Wissenschaftler, die in deutsch- 
polnischer Zusammenarbeit ent-
standen sind und einen bedeutenden 
Beitrag zur Förderung der gegensei-
tigen Beziehungen leisten. Der dies-
jährige Preisträger ist Dr. Dr. Tomasz 
Gredes (Poliklinik für Kieferortho-
pädie, Präventive Zahnmedizin und 

Kinderzahnheilkunde, Ernst-Moritz- 
Arndt-Universität Greifswald). Im 
Rahmen seiner Tätigkeit als wissen-
schaftlicher Mitarbeiter untersuchte 
Dr. Dr. Gredes in Zusammenarbeit 
mit der Universität Breslau die Be-
deutung der „Knochenheilung durch 
Wundabdeckungsmaterialien auf 
Grundlage von transgenem Flachs“.

Dr. A. Ratzmann, MSc
Poliklinik für Kieferorthopädie,

Präventive Zahnmedizin und 
Kinderzahnheilkunde, 

Ernst- Moritz- Arndt- Universität 
Greifswald

Deutsch-polnischer Förderpreis
Zahnmediziner aus Greifswald wurden geehrt

Dr. Dr. Thomas Gredes (rechts) von der Universität Greifswald während der 
Preisverleihung. Foto: Universität Greifswald

anzeige
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Unter Leitung des Ministerpräsi-
denten Erwin Sellering trat das 2004 
berufene Kuratorium Gesundheits-
wirtschaft Mecklenburg-Vorpommern 
am 12. November in Rostock turnus-
gemäß zu seiner letzten Plenarsitzung 
zusammen. In der sechsjährigen Arbeit 
hat das 50 Mitglieder umfassende Ex-
pertengremium die Entwicklung der 
Gesundheitswirtschaft auf Basis des 
Masterplans 2010 zu einem der wich-
tigsten Wirtschaftszweige in Meck-
lenburg-Vorpommern begleitet und 
die Nationalen Branchenkonferenzen 
Gesundheitswirtschaft vorbereitet.

Die Interessen der Zahnärzteschaft 
unseres Bundeslandes wurden dabei 
von Kammerpräsident Dr. Dietmar 
Oesterreich in der Strategiegruppe II 
Prävention, Rehabilitation, Medizin 
aktiv vertreten. Die Strategiegruppe 
II beschäftigt sich mit der Aufgabe, 
strategische Entscheidungen der Ge-
sundheitswirtschaft Mecklenburg-
Vorpommerns in den Bereichen Prä-
vention, Rehabilitation und Medizin 
für die fachliche und organisatorische 

Entwicklung vorzubereiten und zu 
begründen. Im Frühjahr 2011 wird 
durch den Ministerpräsidenten ein 
neues Kuratorium berufen, das der 
Landespolitik dann auf Basis der 
Fortschreibung des „Masterplans Ge-
sundheitswirtschaft MV 2020“ in der 
weiteren Entwicklung der Gesund-
heitswirtschaft sein Expertenwissen 
zur Verfügung stellen wird.

Hauptaufgabe des Kuratoriums un-
ter Vorsitz des Aufsichtsratsvorsitzen-
den der BioCon Valley GmbH, Prof. 
Dr. Dr. h.c. (mult.) Horst Klinkmann, 
war und ist die strategische Beglei-
tung und Beratung der Landesregie-
rung. Um die erzielten Erfolge weiter 
auszubauen, hat das Kuratorium die 
Erstellung des „Masterplans Gesund-
heitswirtschaft MV 2020“ betreut. 
Dazu wurden fünf thematische Strate-
giegruppen gebildet, die die zukünftig 
besonders relevanten Themenschwer-
punkte und Leitlinien ausarbeiten. 
Die Gestaltungsfelder des neuen 
Mas terplans, der sich in der Phase der 
Endabstimmung befindet, umfassen 
„Life Science“, „Prävention, Reha 

und Medizin“, „Seniorenwirtschaft“, 
„Gesundheitstourismus“ sowie „Er-
nährung für die Gesundheit“.

„Die so dynamische Entwicklung 
des Gesundheitslandes Mecklenburg-
Vorpommern wäre ohne die Arbeit des 
Kuratoriums nicht möglich gewesen“, 
sagte der Vorsitzende des Gremiums, 
Prof. Klinkmann. „Mit ihm ist es uns 
gelungen, einen breiten Fach- und 
Sachverstand für alle Bereiche die-
ser zukunftsträchtigen Branche un-
ter einem Dach zu vereinen und die 
Kräfte zu bündeln. Ich bin mir sicher, 
dass wir die Erfolgsgeschichte dieser 
deutschlandweit einmaligen Institu-
tion in den kommenden Jahren fort-
schreiben werden.“

Die Gesundheitswirtschaft verfügt 
über ein großes Wachstumspotential 
und hat sich mit einem Bruttowert-
schöpfungsanteil von mittlerweile 
13,7 Prozent an der Gesamtwirtschaft 
zu einem der wichtigsten Wirtschafts-
zweige in Mecklenburg-Vorpommern 
entwickelt.

BioCon (gekürzt)

Kuratorium beendet erfolgreiche Arbeit
Masterplan 2020 zum Ausbau des Gesundheitslandes auf den Weg gebracht
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Im Rahmen 
der Mitglie-
derversamm-
lung des Lan-
desverbandes 

der Freien Berufe Mecklenburg-Vor-
pommern (LFB M-V) begrüßte der 
Präsident des LFB M-V, Dr. Peter 
Schletter, Professor Dr. Chris toph 
Hommerich, Professor für Sozio-
logie, Marketing und Management, 
der über das besondere Vertrauen, 
welches die Freien Berufe in der Ge-
sellschaft errungen haben, referierte. 
Dieses Vertrauen kann zunehmend 
gestärkt werden, da weite Kreise 
der Bevölkerung die Regelungs-
kompetenz des Staates anzweifeln. 
Das Vertrauen in Ergebnisse poli-
tischer Entscheidungen geht in der 
Gesellschaft zunehmend verloren 
(siehe Stuttgart 21) und damit fehlt 
ein wichtiges gesellschaftliches 
Bindeglied. Vertrauen heißt aber, in 
gewissem Umfang auf Kontrolle zu 
verzichten und die Professionalität 

der handelnden Akteure zu akzep-
tieren.

Die Freien Berufe bieten in ihren 
Expertensystemen professionelles 
Wissen und garantieren durch die im 
Rahmen der Selbstverwaltung gestell-
ten Integritätsregeln und ethischen 
Maßstäbe hohe Qualitätsstandards, 
die einer permanenten Kontrolle un-
terliegen. Professor Hommerich the-
matisierte in seinem Vortrag dieses 
Selbstverständnis der Freien Berufe, 
betonte aber auch die permanente 
Notwendigkeit, die Legitimationen 
der Kammern und Berufsverbände in 
ihre Organisationen zu tragen.

Dazu müssen funktionierende Kom-
munikationsplattformen sowohl nach 
innen in die Verbände und Kammern 
als auch nach außen in die Gesell-
schaft installiert und gepflegt werden. 
Nur so gedeiht in der Gesellschaft 
eine Atmosphäre des Vertrauens. So 
warnte er z. B. vor der „Politisierung 
der Wartezimmer“ im Ringen um ver-
besserte ärztliche Vergütungen.

Prof. Hommerich sagte: „Von der 
Vertrauenswürdigkeit der Freien Be-
rufe hängen in vielerlei Hinsicht die 
Funktionsfähigkeit zentraler gesell-
schaftlicher Bereiche und die Qualität 
der Lebensbedingungen ab.“

Diesen Aufgaben stellen sich die 
Verbände und Kammern des Lan-
desverbandes der Freien Berufe in 
Mecklenburg-Vorpommern und nut-
zen ihren Verband als Netzwerk zum 
Wohl der Gesellschaft. Sie suchen da-
bei aktiv den Kontakt mit politischen 
Entscheidungsträgern, um ihren 
Sachverstand bei der Gestaltung ge-
sellschaftlicher Rahmenbedingungen 
einzubringen. 

In Deutschland übten zum 1. Janu-
ar 2010 fast 1 115 000 Selbstständige 
in Freien Berufen ihre Tätigkeit mit 
ca. 4 129 000 Beschäftigten, davon 
2 764 000 mit sozialversicherungs-
pflichtigen Arbeitsverhältnissen, aus. 
Der Anteil der Freien Berufe am 
Bruttoinlandsprodukt betrug 2009 et-
was über zehn Prozent. LFB M-V

Freie Berufe als starke Kraft des Mittelstands 
Verband garantiert durch Selbstkontrolle hohe Qualitätsstandards

Am 29. Oktober 2010 wurden 23 
Studierende nach erfolgreich bestan-
denem Staatsexamen aus ihrer Alma 
mater Rostochiensis verabschiedet. 
Auch in diesem Jahr fand die festliche 
Verabschiedung der Absolventen des 
Studienganges Zahnmedizin in der 
Universitätskirche statt.

Nach der Begrüßung der Absol-
venten, ihrer Familien und Freunde 
durch Professorin Franka Stahl de 
Castrillon erfolgte die Zeugnisüber-
gabe durch den Prodekan der Me-
dizinischen Fakultät, Professor Dr. 
Rudolf Guthoff, und den stellvertre-
tenden Geschäftsführenden Direktor 

der Klinik und Poli-
kliniken für Zahn-, 
Mund- und Kiefer-
heilkunde „Hans 
Moral“, Professor 
Dr. Dr. Bernhard 
Frerich. Zudem 
waren Vertreter der 
Ärztekammer und 
der Zahnärztekam-
mer Mecklenburg-
Vorpommern, zahl-
reiche ehemalige 
Kommilitonen und 
Mitarbeiter und 
Mitarbeiterinnen 
der Rostocker Kli-
nik und Polikliniken 
für Zahn-, Mund- 
und Kieferheilkun-

de anwesend, um dem feierlichen 
akademischen Festakt beizuwohnen. 

Dipl.-Stom. Gerald Flemming 
wünschte den jungen Kolleginnen 
und Kollegen Mut und Freude in ih-
rem Beruf und warb für das Engage-
ment in den Körperschaften des Be-
rufsstandes. Gleichzeitig betonte er, 
dass die lebenslange Fortbildung im 
Fach in der Verantwortung jedes Ein-
zelnen liege. 

Abschließend bedankten sich im 
Namen aller Absolventen Janine Pin-
gel und Malte Scholz bei allen, die 
sie und ihre Kommilitonen auf dem 
Weg zum Examen unterstützt haben. 
Gemeinsam beschlossen wurde diese 
schöne Feierstunde mit dem traditio-
nellen Gesang „Gaudeamus igitur“. 

Wir wünschen den Absolventen ei-
nen guten Start in ihre berufliche Zu-
kunft und sind davon überzeugt, dass 
sie für die vielfältigen Anforderungen 
des Zahnarztberufs gut gerüstet sind.

Im Namen aller Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter der Klinik und Poli-
kliniken für Zahn-, Mund- und Kie-
ferheilkunde.  ZÄ Juliane Neubert

Feierliche Verabschiedung in Rostock 
Absolventen des Studienganges Zahnmedizin in den Beruf entlassen
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Planbereich Einwohner per 
31.03.2010

Zahnärzte IST Zahnärzte 
SOLL

Versorgungs              grad 
in Prozent

Greifswald-Stadt   54.196 45 32,3 139,3

Neubrandenburg-Stadt   65.171 60 38,8 154,6

Rostock-Stadt 201.466 204,5 157,4 129,9

Schwerin-Stadt   95.039 87 56,6 153,7

Stralsund-Stadt   57.711   42,5 34,4 123,5

Wismar-Stadt   44.389 42 26,4 159,1

Bad Doberan 117.188 66 69,8 94,6

Demmin   80.285 53 47,8 110,9

Güstrow   99.636   66,5 59,3 112,1

Ludwigslust 128.222     78,75 76,3 103,2

Mecklenburg-Strelitz   78.335 53 46,6 113,7

Müritz   65.079 43,5 38,7 112,4

Nordvorpommern 106.383 70 63,3 110,6

Nordwestmecklenburg 116.750 62 69,5   89,2

Ostvorpommern 105.618   72,5 62,9 115,3

Parchim   96.668 61 57,5 106,1

Rügen   67.877 49 40,4 121,3

Uecker-Randow   72.859   49,5 43,4 114,1

Bedarfsplan für die allgemeinzahnärztliche Versorgung
Bekanntmachung der Kassenzahnärztlichen Vereinigung Mecklenburg-Vorpommern (KZV M-V) im
Einvernehmen mit den Verbänden der gesetzlichen Krankenkassen

Stand: 15.09.2010

1. Unterversorgung:
Eine Unterversorgung in der ver-

tragszahnärztlichen Versorgung der 
Versicherten liegt vor, wenn in be-
stimmten Gebieten eines Zulassungs-
bezirks Vertragszahnarztsitze, die im 
Bedarfsplan für eine bedarfsgerechte 
Versorgung vorgesehen sind, nicht nur 
vorübergehend nicht besetzt werden 
können und dadurch eine unzumutba-
re Erschwernis in der Inanspruchnah-
me vertragszahnärztlicher Leistungen 
eintritt, die auch durch Ermächtigung 
anderer Zahnärzte und zahnärztlich 
geleiteter Einrichtungen nicht beho-

ben werden kann. Das Vorliegen die-
ser Voraussetzungen ist zu vermuten, 
wenn der Bedarf den Stand der zahn-
ärztlichen Versorgung um mehr als 100 
Prozent überschreitet.

2. Verhältniszahlen für den all-
gemein bedarfsgerechten Versor-
gungsgrad in der zahnärztlichen 
Versorgung:

2.1 Für Regionen mit Verdichtungs-
ansätzen (Kernstädte) 1:1280

Die Verhältniszahl 1280 findet dem-
zufolge nur für den Planbereich Ros-
tock-Stadt Anwendung.

2.2 Für ländlich geprägte Regionen 
(verdichtete Kreise) 1:1680

Für alle Planbereiche (außer Ros-
tock-Stadt) trifft die Verhältniszahl 
1680 zu.
3. Verhältniszahl für den allge-
mein bedarfsgerechten Versor-
gungsgrad in der kieferorthopä-
dischen Versorgung:
Es wurde für den allgemeinen bedarfs-
gerechten Versorgungsgrad in der kie-
ferorthopädischen Versorgung eine 
Verhältniszahl von 1:4000 festgelegt, 
wobei die Bezugsgröße die Bevölke-
rungsgruppe der 0 bis 18-Jährigen ist.

Auszug aus den Richtlinien über die Bedarfsplanung vom 21.August 2008
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Planbereich 0-18 Jahre per 
31.12.2009

Zahnärzte IST Zahnärzte 
SOLL

Versorgungs              grad 
in Prozent

Greifswald-Stadt 6.480   3 1,6 187,5

Neubrandenburg-Stadt   7.951   2 2,0 100,0

Rostock-Stadt 23.180 10 5,8 172,4

Schwerin-Stadt 11.642   7 2,9 241,4

Stralsund-Stadt   6.928   3 1,7 176,5

Wismar-Stadt   5.003   2 1,3 153,8

Bad Doberan 16.545   5 4,1 122,0

Demmin 10.844   3 2,7 111,1

Güstrow 13.683   4 3,4 117,6

Ludwigslust 18.086   4 4,5   88,9

Mecklenburg-Strelitz 10.231   1 2,6   38,5

Müritz   8.710   2 2,2   90,9

Nordvorpommern 13.896  3 3,5   85,7

Nordwestmecklenburg 17.652  1 4,4   22,7

Ostvorpommern 13.704  1 3,4   29,4

Parchim 12.703  2 3,2   62,5

Rügen   8.362  2 2,1   95,2

Uecker-Randow   9.205  2 2,3   87,0

Bedarfsplan für die kieferorthopädische Versorgung
Bekanntmachung der Kassenzahnärztlichen Vereinigung Mecklenburg-Vorpommern (KZV M-V) im
Einvernehmen mit den Verbänden der gesetzlichen Krankenkassen

Stand: 15.09.2010
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23. Februar 
Update zur professionellen Zahnreinigung 
(Fortbildung für die zahnärztliche Mitarbei-
terin)
DH Jutta Daus
14 – 19 Uhr
Zentrum für ZMK, W.-Rathenau-Straße 42a
17489 Greifswald
Seminar Nr. 37
Seminargebühr: 210 €

26. Februar 
Die klinische Funktionsanalyse – eine 
Schnittstelle zur erfolgreichen Behandlung 
von CMD-Patienten (Demonstrations- und 
Arbeitskurs)
Prof. Dr. Peter Ottl  
9 – 18 Uhr
Klinik und Polikliniken für ZMK 
„Hans Moral“, Strempelstraße 13
18057 Rostock
Seminar Nr. 7
Seminargebühr: 250 €

2. März 
Zeitgemäßes Hygienemanagement in Zahn-
arztpraxen
Dipl.-Stom. Holger Donath, Prof. Dr. Dr. An-
dreas Podbielski
15 – 20 Uhr
Trihotel am Schweizer Wald 
Tessiner Straße 103
18055 Rostock
Seminar Nr. 8
Seminargebühr: 120 €

2. März 
Maschinelle Endodontie: Probleme bei der 
Aufbereitung überwinden
Priv.-Doz. Dr. Dieter Pahncke
15 – 20 Uhr
Klinik und Polikliniken für ZMK „Hans 
Moral“, Strempelstraße 13
18057 Rostock
Seminar Nr. 9
Seminargebühr: 165 €
 
5. März 
Halitosis – Update 2011
Die professionelle Mundgeruch-Sprechstun-
de in der Zahnarztpraxis – Ein Kurs für Ein-
steiger und Fortgeschrittene
Prof. Dr. Andreas Filippi
9 – 16 Uhr
Intercity Hotel, Grunthalhplatz 5-7
19053 Schwerin
Seminar Nr. 10
Seminargebühr: 280 €

5. März   
Die Prophylaxe schmackhaft machen
Alberto Ojeda 
8.30 – 16 Uhr

Trihotel am Schweizer Wald
Tessiner Straße 103
18055 Rostock
Seminar Nr. 38
Seminargebühr: 300 €

9. März 
Schmerzerfahrungen und Schmerztherapie in 
der täglichen Zahnarztpraxis - Von der Lokal-
anästhesie bis zur Narkose
Dr. Stefan Pietschmann, 
Dr. phil. Thomas Reininger
14 – 19 Uhr
Zentrum für ZMK, W.-Rathenau-Str. 42a
17489 Greifswald
Seminar Nr. 11
Seminargebühr: 160 €

11. März 
Fit für den Empfang – Das Training für Mit-
arbeiter mit Kundenkontakt
Sabine Neuwirth  
14 –  20 Uhr
Intercity Hotel, Grunthalplatz 5-7
19053 Schwerin
Seminar Nr. 39
Seminargebühr: 160 €

12. März 
Akute und chronische Infektionen der Mund-
höhle und des Gesichts
Dr. Dr. Jan-Hendrik Lenz, 
Dr. Dr. Mark Kirchhoff
9 – 13 Uhr
Klinik und Polikliniken für ZMK „Hans 
Moral“, Strempelstraße 13
18057 Rostock
Seminar Nr. 12
Seminargebühr: 120 €

12. März 
Die prothetische Therapie des Abrasionsge-
bisses
Dr. Torsten Mundt
9 –  16 Uhr
Zentrum für ZMK, W.-Rathenau-St. 42a
17489 Greifswald
Seminar Nr. 13
Seminargebühr: 185 €

16. März
Aktualisierungskurs Fachkunde im Strahlen-
schutz
Prof. Dr. Uwe Rother, Dr. Ralf Bonitz,
Priv.-Doz. Dr. Peter Machinek
14.30 – 20.30 Uhr
Trihotel am Schweizer Wald 
Tessiner Straße 103, 18055 Rostock
Seminar Nr. 14
Seminargebühr: 90 €

18. März 
Das kieferorthopädische Risikokind: Gebiss-

entwicklung und Funktionsstörungen
Juliane Neubert, Dr. Anja Salbach
14 – 19 Uhr
Klinik und Polikliniken für ZMK „Hans 
Moral“, Strempelstraße 13
18057 Rostock
Seminar Nr. 15
Seminargebühr: 210 €

18. März   
Moderne Trends in der zahnärztlichen Chi-
rurgie – Tipps und Tricks für die Praxis
Prof. Dr. Wolfgang Sümnig, 
Dr. Tillmann Frauendorf
14 – 19 Uhr
Zahnärztekammer, Wismarsche Straße 304
19055 Schwerin
Seminar Nr. 16
Seminargebühr: 230 €

26. März 
Die zahnärztliche Versorgung von Verlet-
zungen im Mund- und Kieferbereich – wis-
senschaftliche und praktische Grundlagen 
sowie Übungen am Phantom-Modell 
Prof. Dr. Dr. Bernhard Frerich, 
Dr. Dr. Jan-Hendrik Lenz
9 – 13 Uhr
Klinik und Polikliniken für ZMK „Hans 
Moral“, Strempelstraße 13
18057 Rostock
Seminar Nr. 17
Seminargebühr: 185 €

30. März 
Indikationen und Vorgehen bei der präim-
plantologischen 3-D Diagnostik
Dr. Christian Lucas, Dr. Torsten Mundt
15 – 20 Uhr
Zentrum für ZMK, W.-Rathenau-Str. 42a
17489 Greifswald
Seminar Nr. 18
Seminargebühr: 200 €

30. März 
Okklusionsschienen zur Prävention und The-
rapie von kraniomanibulären Dysfunktionen.
Theoretische Grundlagen, klinisches und 
labo rtechnisches Vorgehen 
Prof. Dr. Peter Ottl
15 – 20 Uhr
Klinik und Polikliniken für ZMK „Hans 
Moral“, Strempelstraße 13
18057 Rostock
Seminar Nr. 19
Seminargebühr: 105 €

Das Referat Fortbildung ist unter Telefon 
0385-5 91 08 13 und Fax: 0385-5 91 08 23 zu 
erreichen. Weitere Seminare, die planmäßig 
stattfinden, jedoch bereits ausgebucht sind, 
werden an dieser Stelle nicht mehr aufgeführt 
(www.zaekmv.de - Stichwort Fortbildung).

Fortbildung im Februar und März 2011
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Die Beurteilung und Früherkennung 
prämaligner Mundschleimhautverän-
derungen ist eine wichtige Aufgabe 
in der zahnärztlichen Praxis. Die kli-
nische Diagnose verschiedener Mund-
schleimhauterkrankungen, die Indi-
kationsbereiche und die Anwendung 
von Bürstenbiopsie und chirurgischer 
Probeexzision, die Behandlung und 
Nachsorge in Praxis und Klinik bis 
hin zur Diagnostik und Vorgehen bei 

Mundschleimhautkarzinomen sind 
die Themenbereiche unseres Sympo-
siums, mit dem sich auch die Klinik 
und Poliklinik für Mund-, Kiefer- und 
Plastische Gesichtschirurgie sowie 
das interdisziplinäre Tumorboard für 
Kopf-Hals-Tumoren an der Universi-
tät Rostock vorstellen möchten.

Termin: Samstag, 5. März 2011, 9 bis 
13 Uhr

Ort: Großer Hörsaal der Klinik und 
Polikliniken für Zahn-, Mund- und 
Kieferheilkunde, Strempelstraße 13, 
18057 Rostock

Referenten: Prof. Dr. Dr. Bernhard 
Frerich, Prof. Dr. Torsten Remmer-
bach, Prof. Dr. F. Prall, Oberarzt Dr. 
Dr. J.-H Lenz

Kosten: 30 Euro (vor Ort  begleichen)

Fortbildungsveranstaltung zur Krebsfrüherkennung
Risikoläsionen, Präkanzerosen, maligne Mundschleimhautveränderungen

Bei kardial bedingtem Herzstill-
stand sind sofortige Brustkompressi-
onen die wichtigste Maßnahme zur 
Wiederbelebung. Sie rangieren heute 
klar vor der Mund-zu-Mund-Beat-
mung.

Dem hat die kardiologische Fach-
gesellschaft „American Heart Asso-
ciation“ nun in ihren aktualisierten 
Leitlinien für die kardiopulmonale 
Wiederbelebung Rechnung getragen 
(Circulation 2010; 122:S640-S656).

Ihre bisherige Empfehlung lautete, 
bei der Reanimation nach der leicht 
zu merkenden ABC-Formel vorzuge-
hen: Atemwege frei machen (A), Be-
atmung (B) und Brustkompressionen 
(C). In den neuen Leitlinien wird jetzt 

ein Vorgehen nach der weniger grif-
figen CAB-Formel empfohlen. Da-
nach ist die Herzdruckmassage noch 
vor der Atemspende jetzt die Sofort-
maßnahme von höchster Priorität.

Damit vollzieht die Fachgesell-
schaft eine Anpassung ihrer Leitlinien 
an den durch Studien gesicherten Wis-
sensstand. Erst kürzlich haben Not-
fallmediziner der Universität Wien in 
einer Metaanalyse drei randomisierte 
Studien zusammengefasst.

Dort wurden die Überlebensraten 
in zwei verschiedenen Subgruppen 
von Patienten mit einem Herzstill-
stand verglichen. Die einen wurden 
von Laienhelfern nur mit der Brust-
kompression reanimiert, die anderen 

erhielten eine Mund-zu-Mund-Beat-
mung. Alle Laienhelfer wurden von 
der benachrichtigten Rettungsleitstel-
le zu den Maßnahmen angewiesen 
(Lancet 2010 online).

Diese Metaanalyse, die auf Daten 
von über 3000 Patienten basiert, ergab 
einen statistisch signifikanten, wenn 
auch klinisch nur moderaten Vorteil 
der „compression only“-Strategie.

In der Gruppe mit alleiniger Herz-
druckmassage betrug die Überle-
bensrate 14 Prozent, in der Grup-
pe mit Thoraxkompressionen und 
Atemspende lag sie bei 12 Prozent. 
Die Überlebensrate wurde damit rela-
tiv um 22 Prozent und absolut um 2,4 
Prozentpunkte verbessert.

Herzstillstand: Kompression vor Atemspende 

Vorträge
Dienstag, 8. Februar 2011, 13 bis 
17.30 Uhr
Themen u. a.:
• Kinder mit hohem Kariesrisiko: 

Welche Strategien versprechen Er-
folg?

• Kindesmisshandlungen aus der 
Sicht des Zahnarztes

Workshops
Mittwoch, 9. Februar 2011, 9 bis 16 
Uhr
Arbeiten im Netzwerk: Kinderschutz 
in der Kommune
Modelle guter Praxis in der interkul-

turellen Gruppenprophylaxe
Tagungsort und Unterkunft:
Mercure Hotel Bielefeld City, Wald-
hof 15, 33602 Bielefeld

Nähere Informationen: 
Deutsche Arbeitsgemeinschaft für Ju-
gendzahnpflege e.V.
Bornheimer Str. 35 a
53111 Bonn
Tel. 0228-8 54 06 36-0
Fax 0228-8 54 06 36-4
E-Mail: info@daj.de
Internet: www.daj.de

DAJ

Thema Kinder und Jugendliche 
Fortbildungsveranstaltung der DAJ e. V. 
am 8 und 9. Februar in Bielefeld

Wieder ist uns eine Meldung 
über ein betrügerisches Unter-
nehmen zugegangen, das für den 
Eintrag in ein von ihm geführtes 
Zahnärzteverzeichnis im Internet 
Geld fordert. Den Praxen wird 
einfach eine Rechnung übersandt. 
Eine vorherige Beauftragung war 
dabei nicht erfolgt. 

Fragen Sie sich generell, wer 
die se nutzlosen weil unvollstän-
digen und wenig strukturierten 
Datensammlungen im Internet 
braucht. ZÄK 

Vorsicht bei 
Rechnungen

mailto:info@daj.de
http://www.daj.de
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Nachfolger gesucht
Gesucht wird zum 1. Juli oder auch 
früher ein Nachfolger für eine allge-
meinzahnärztliche Praxis in Gie-
low im Planungsbereich Demmin 
sowie für eine allgemeinzahnärzt-
liche Praxis im Planungsbereich 
Rostock.
Der die Praxis abgebende Zahnarzt 
bleibt zunächst anonym. Interessen-
ten können Näheres bei der Kassen-
zahnärztlichen Vereinigung Mecklen-
burg-Vorpommern erfahren (Telefon: 
0385-5 49 21 30 bzw.  E-Mail: mit-
gliederwesen@kzvmv.de).

Führung von Börsen
Bei der Kassenzahnärztlichen Verei-
nigung Mecklenburg-Vorpommern 
werden nachstehende Börsen geführt 
und können bei Bedarf angefordert 
werden:
• Vorbereitungsassistenten/Zahnärzte 

suchen Anstellung
• Praxis sucht Vorbereitungsassis-

tenten/Entlastungsassistenten/an-
gestellten Zahnarzt

• Praxisabgabe
• Praxisübernahme
• Übernahme von Praxisvertretung

Sitzungstermine des 
Zulassungsausschusses 
Die nächste Sitzung des Zulassungs-
ausschusses für Zahnärzte findet am 
am 23. März 2011 (Annahmestopp 
von Anträgen: 2. März 2011)statt.
Es wird ausdrücklich darauf hin-
gewiesen, dass Anträge an den Zu-
lassungsausschuss rechtzeitig, d. h. 
mindestens drei Wochen vor der 
Sitzung des Zulassungsausschusses, 
bei der Kassenzahnärztlichen Verei-
nigung Mecklenburg-Vorpommern, 
Geschäftsstelle des Zulassungsaus-
schusses, Wismarsche Straße 304, 
19055 Schwerin, einzureichen sind. 
Für die Bearbeitung und Prüfung der 
eingereichten Anträge und Unter-
lagen wird von der Geschäftsstelle 
des Zulassungsausschusses dieser 
Zeitraum vor der Sitzung des Zu-
lassungsausschusses benötigt. Diese 
Frist dürfte auch im Interesse des An-
tragstellers sein, da fehlende Unterla-
gen noch rechtzeitig angefordert und 
nachge reicht werden können.

Der Zulassungsausschuss beschließt 
über Anträge gemäß der §§ 18, 26-
32b der Zulassungsverordnung für 
Vertragszahnärzte grundsätzlich nur 
bei Vollständigkeit der Antragsunter-

lagen. Anträge mit unvollständigen 
Unterlagen, nichtgezahlter Antrags-
gebühr oder verspätet eingereicht e 
Anträge werden dem Zulassungsaus-
schuss nicht vorgelegt und demnach 
auch nicht entschieden.

Nachstehend aufgeführte Anträge/
Mitteilungen erfordern die Beschluss-
fassung des Zulassungsausschusses:
• Ruhen der Zulassung
• Zulassung, Teilzulassung, Ermäch-

tigung
• Beschäftigung eines angestellten 

Zahnarztes
• Verlegung des Vertragszahnarzt-

sitzes (auch innerhalb des Ortes)
• Führung einer Berufausübungs-

gemeinschaft (Genehmigung nur 
zum Quartalsanfang)

• Verzicht auf die Zulassung

Ende der Niederlassung 
Dr. med. Sabine Thiel, niedergelas-
sen seit dem 1. April 1994 in 18106 
Rostock, Kolumbusring 58, beendete 
am 31. Dezember 2010 ihre vertrags-
zahnärztliche Tätigkeit. 

Dr. med. Martin Tomuschat, nieder-
gelassen seit dem 28. Dezember 1990 
in 19288 Ludwigslust, Lindenstraße 
25, beendete am 31. Dezember 2010 
seine vertragszahnärztliche Tätigkeit. 

Dr. med. Peter-Jochen Behrmann, 
niedergelassen seit dem 16. Septem-
ber 1991 in 18055 Rostock, Her-
mannstraße 34, beendete am 1. Januar 
seine vertragszahnärztliche Tätigkeit. 

Zulassungen im Zeitraum 
1. Januar bis 31. Januar
Dr. med. Dr. med. dent. 
Mark Kirchhoff
Oralchirurg
Heinrich-Heine-Ring 107c
18435 Stralsund

Kristina Stopar
Zahnärztin
Schiffbauerring 16
18109 Rostock

Doreen Lemke
Zahnärztin
Lindenstraße 25
19288 Ludwigslust

Kerstin Plaumann
Zahnärztin
Hermannstraße 34
18055 Rostock

Margret Niedermeyer
Zahnärztin
An den Wurthen 22
17489 Greifswald

Beschäftigung eines 
angestellten Zahnarztes 
Dr. med. Holger Kraatz, niederge-
lassen in 18239 Satow, Am Müh-
lenbach 36, beschäftigt ab 5. Januar 
Johanna Schmidt als ganztags ange-
stellte Zahnärztin. 

Die Berufsausübungsgemeinschaft 
Karin und Michael Penne, nieder-
gelassen in 17498 Mesekenhagen, 
Karrendorfer Str. 9a, beschäftigt ab 
1. Januar Matthias Ewert als ganz-
tags angestellten Zahnarzt. 

Dr. med. Gisela Reichelt, niederge-
lassen in 19086 Plate, Wiesenweg 
3a, beschäftigt ab 1. Januar Claudia 
Tackmann als halbtags angestellte 
Zahnärztin. 

Christina Reichelt-Bohse, nieder-
gelassen in 19086 Plate, Wiesen-
weg 3a, beschäftigt ab 1. Januar 
Claudia Tackmann als halbtags an-
gestellte Zahnärztin. 

Die Anstellung von Dr. Imke Wen-
zel in der Praxis Alexandra Kuklinsk 
in 18055 Rostock, Graf-Schack-
Straße 7, endete am 31. Dezember 
2010.

Berufsausübungsgemeinschaft
Dres. Dagmar und Jörg Hamann, 
Dr. Silvia Schmücker sowie Kris-
tina Stopar führen ab 15. Januar 
eine örtliche Berufsausübungsge-
meinschaft am Vertragszahnarztsitz 
18109 Ros tock, Schiffbauerring 
16.

Klaudiusz Orlik, niedergelassen in 
19089 Crivitz, Amtsstraße 12, und 
Dr. med. Eberhard Lense, nieder-
gelassen in 19065 Pinnow, Zum 
Petersberg 45, führen ab 1. Januar 
eine überörtliche Berufsausübungs-
gemeinschaft.

Verlegung des 
Vertragszahnarztsitzes
Dr. med. dent. Andreas Zapf verlegt 
mit Wirkung vom 3. Januar seinen 
Vertragszahnarztsitz von der Blü-
cherstraße 88/89 in die Eselföter 
Straße 6 in 18055 Rostock.

KZV

Service der KZV

mailto:mit-gliederwesen@kzvmv.de
mailto:mit-gliederwesen@kzvmv.de
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Ich melde mich an zum Seminar:

q Einrichtung einer Praxishomepage am 2. Februar 2011, 16 bis 19 Uhr, 
 Schwerin
q PowerPoint 2007 am 9. Februar 2011, 16 bis 19 Uhr, Schwerin
q Tabellenkalkulation mit Excel 2007 am 2. März 2011, 16 bis 19 Uhr, 
 Schwerin
q BEMA-Schulung am 23. März 2011, 15 bis 19 Uhr, Greiswald
q BEMA-Seminar für Azubis und Neueinsteiger am 26. März 2011, 10 bis 
 17 Uhr, Schwerin

Datum/Seminar Name, Vorname Abr.-Nr. ZA/Zahnarzthelferin/Vorb.-Assistet

#

Fortbildungsangebote der KZV
PC-Schulungen
Referent: Andreas Holz, KZV M-V
Wo: KZV M-V, Wismarsche Straße 
304, 19055 Schwerin
Punkte: 3
Jeder Teilnehmer arbeitet an einem 
PC.
Gebühr: 60 € für Zahnärzte, 30 € für 
Vorbereitungsassistenten und Zahn-
arzthelferinnen

Einrichtung einer Praxishomepage
Inhalt: Pflichtinhalte lt. Telemedien-
gesetz; Freie Inhalte (Interessantes 
für Patienten); Praxisphilosophie; 
Gestaltung (Corporate Design); Freie 
Programme zur Erstellung der eige-
nen Homepage; Einfache Homepage 
selbst gestalten.
Wann: 2. Februar 2011, 16-19 Uhr, 
Schwerin

PowerPoint 2007
Inhalt: Die erste Präsentation mit 
verschiedenen Assistenten und Vor-
lagen; Arbeiten mit PowerPoint unter 
verschiedenen Ansichten; freies Er-
stellen einer Präsentation; Verwen-
dung des Folienmasters; Einfügen 
verschiedener Elemente; Aktionsein-
stellungen.
Wann: 9. Februar 2011, 16-19 Uhr, 
Schwerin

Tabellenkalkulation mit Excel 2007
Inhalt: Daten eingeben und bearbei-
ten; Formeln und Funktionen ein-
fügen; Rechenoperationen in Excel, 
Auswerten der Daten mit Diagram-
men
Wann: 2. März 2011, 16-19 Uhr, 
Schwerin

BEMA-Abrechnung - Endodontie, 
Individualprophylaxe, Früherken-
nungsuntersuchungen und Abrech-
nung von ZE-Festzuschüssen
Referenten: Andrea Mauritz, Abtei-
lungsleiterin Kons./Chir. KZV M-V; 
Elke Köhn, stellvertr. Abteilungslei-
terin Kons./Chir. KZV M-V; Heidrun 
Göcks, Abteilungsleiterin Prothetik 
KZV M-V

Inhalt: Vertragszahnärztliche 
Abrechnung von KCH- und ZE-
Leistungen
gesetzliche Grundlagen der vertrags-
zahnärztlichen Behandlung; endo-
dontische Behandlungsmaßnahmen;  
Früherkennungsuntersuchungen und 
Individualprophylaxe; ZE-Festzu-
schüsse

Wann: 23. März 2011, 15-19 Uhr, 
Greifswald
Punkte: 4
Gebühr: 150 €  für Zahnärzte, 75 € 
für Zahnarzthelferinnen, Vorberei-
tungsassistenten

BEMA-Seminar für Auszubildende 
im 3. Lehrjahr und Neueinsteiger
Referenten: Andrea Mauritz, Abtei-
lungsleiterin Kons./Chir. KZV M-V; 
Elke Köhn, stellvertr. Abteilungslei-
terin Kons./Chir. KZV M-V; Heidrun 
Göcks, Abteilungsleiterin Prothetik 
KZV M-V

Inhalt: Vertragszahnärztliche Ab-
rechnung von KCH-, KFO- und 
ZE-Leistungen
gesetzliche Grundlagen der vertrags-
zahnärztlichen Behandlung; endo-

dontische Behandlungsmaßnahmen;  
Früherkennungsuntersuchungen und 
Individualprophylaxe; Praxisgebühr; 
zwischenstaatliches Krankenversi-
cherungsrecht; vertragszahnärztliche 
Kfo-Behandlung; ZE-Festzuschüsse
Wann: 26. März 2011, 10-17 Uhr, 
Schwerin
Punkte: 6
Gebühr: 75,00 € für Auszubildende, 
Zahnarzthelferinnen, Vorbereitungs-
assistenten

KZV M-V, Wismarsche Str. 304, 
19055 Schwerin

Ansprechpartnerin: Antje Peters

E-Mail: mitgliederwesen@kzvmv.de
Telefon: 0385-54 92 131; Fax-Nr.: 
0385-54 92 498

 Unterschrift, Datum   Stempel

mailto:mitgliederwesen@kzvmv.de
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Steuerhinterziehung gefährdet Approbation 
Wer kontinuierlich Steuern hinterzieht, riskiert seine berufliche Existenz

Kontinuierliche Steuerhinterzie-
hung gefährdet die Approbation. Dies 
entschied das OVG Lüneburg mit 
Beschluss vom 4. Dezember 2009 
(AZ: 8 LA 197/09) im Falle eine Au-
genarztes. Was war geschehen? Der 
Kläger hatte in seinen Einkommens-
steuererklärungen für die Jahre 1994 
bis 2004 Einnahmen aus seiner Pra-
xistätigkeit in erheblichem Umfang 
nicht angegeben. Dadurch ergab sich 
ein Steuerrückstand in Höhe von ins-
gesamt 877 000 Euro einschließlich 
Zinsen. Es folgte eine Verurteilung 
wegen Steuerhinterziehung. 

Darüber hinaus wurde gemäß Para-
graf 5 Abs. 2 Satz 1 BÄO seine Appro-
bation wegen Unzuverlässigkeit und 
Unwürdigkeit i.S.d. § 3 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 2 der BÄO widerrufen. Paragraf 3 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 der BÄO besagt, 
dass die Approbation als Arzt auf An-
trag zu erteilen ist, wenn sich der An-
tragsteller nicht eines Verhaltens schul-
dig gemacht hat, aus dem sich seine 
Unwürdigkeit oder Unzuverlässigkeit 
zur Ausübung des ärztlichen Berufs 
ergibt. Die Approbation ist gemäß § 5 
Abs. 2 Satz 1 BÄO zu widerrufen, wenn 
nachträglich die Voraussetzung nach § 
3 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 BÄO weggefallen 
ist. Gleichlautendes findet sich für den 
zahnärztlichen Bereich in § 2 Abs. 1 
Nr. 2 ZHG in Verbindung mit § 4 Abs. 
2 Satz 1 ZHG. Erfüllt eine Verurteilung 
wegen Steuerhinterziehung den Tatbe-
stand der „Unwürdigkeit“ und/oder 
der „Unzuverlässigkeit“ insbesonde-
re vor dem Hintergrund, dass dieses 
Fehlverhalten im nichtärztlichen Be-

reich angesiedelt ist? Immerhin lassen 
Steuervergehen jedenfalls unmittelbar 
weder einen Rückschluss auf die be-
rufliche Tätigkeit eines Arztes zu, noch 
berühren sie das Wohlergehen der dem 
Arzt in besonderer Weise anvertrauten 
Gesundheit von Menschen.

Das Ergebnis der Prüfung, ob Un-
würdigkeit bzw. Unzuverlässigkeit 
vorliegt oder nicht, hängt stets von 
den Umständen des Einzelfalls ab. 
Nicht jedes steuerliche Fehlverhalten 
rechtfertigt die Annahme, der Appro-
bierte setze sich im eigenen finanzi-
ellen Interesse in einem solchen Maß 
auch über strafbewehrte, im Interesse 
der Allgemeinheit bestehende Be-
stimmungen hinweg, dass er als Arzt 
untragbar ist. Dies wird entsprechend 

nur bei schwerwiegendem, beharrlich 
steuerlichem Fehlverhalten angenom-
men. Wo genau die Grenze zu ziehen 
ist, bleibt offen. Im entschiedenen 
Fall jedenfalls gab der betroffene Au-
genarzt vorsätzlich über ein Jahrzehnt 
hinweg erhebliche Anteile seiner Pra-
xiseinnahmen nicht in der Einkom-
menssteuererklärung an. Er begrün-
dete die falschen Angaben mit seiner 
„persönlichen, familiären, gesund-
heitlichen und wirtschaftlichen Situ-
ation“, wobei insbesondere Letzteres 
aufgrund der hohen Praxiseinnahmen 
nicht nachvollziehbar ist. Das Ge-
richt urteilte, wer als Arzt dem Fiskus 
Steuern in dieser Weise und mit sol-
cher Beharrlichkeit entzieht, verliert 
auch ohne unmittelbar berufsbezo-
genes Fehlverhalten das notwendige 
Vertrauen in die vorrangig am Wohl 
seiner Patienten und nicht an seiner 
eigenen finanziellen Lage orientierte 
ärztliche Berufsausübung. Daher sei 
er unwürdig. 

An dieser Beurteilung änderte im 
vorliegenden Fall auch die Selbstan-
zeige des Klägers mit strafbefreiender 
Wirkung gem. § 371 AO für die Jahre 
1994 bis 1999 nichts. Damit war der 
Kläger zwar strafrechtlich für diese 
sechs Jahre nicht zu belangen. Da je-
doch die BÄO (und auch das ZHG) 
nur ein allgemeines Fehlverhalten, 
nicht aber die Begehung einer kon-
kreten Straftat voraussetzt, wurde im 
Approbationsentziehungsverfahren 
zurecht auch das Verhalten des Au-
genarztes in den Jahren 1994 bis 1999 
berücksichtigt. 

Dem Kläger wurde die Approbati-
on entsprechend rechtmäßig entzo-
gen. Die individuellen Verhältnisse 
des Klägers, hier insbesondere die 
aufgrund seines Alters hohe Wahr-
scheinlichkeit, dass er seine Tätigkeit 
auch bei späterer Wiedererteilung ei-
ner Approbation nicht mehr wird auf-
nehmen können, wurden als für die 
Entscheidung unerheblich gewürdigt. 

Als Konsequenz ist daher festzu-
halten, dass Ärzte und Zahnärzte ihr 
Verhalten nicht nur bezüglich ihres 
beruflichen Umfeldes, sondern auch 
darüber hinaus an den Vorgaben des 
BÄO bzw. des ZHG ausrichten müs-
sen, sondern auch in ihrem vermeint-
lich ganz persönlichen Bereich.

Ass. Claudia Mundt

Juristin Claudia Mundt von der KZV

anzeige
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I. Rechtsgrundlagen
§ 5 Abs. 1 Bundesmantelvertrag-Zahnärzte 
(BMV-Z): „Der Kassenzahnarzt ist ver-
pflichtet, über jeden behandelten Kranken 
Aufzeichnungen zu machen, aus denen die 
einzelnen Leistungen, die behandelten Zähne 
und, soweit erforderlich, die Diagnose sowie 
die Behandlungsdaten ersichtlich sein müs-
sen.“

§ 9 Berufsordnung M-V: „ Der Zahnarzt ist 
verpflichtet, Anamnesen, Befunde, Diagno-
sen und Behandlungsmaßnahmen chrono-
logisch und für jeden Patienten getrennt zu 
dokumentieren.“

II. Zweck/Funktion der Pflicht zur Füh-
rung von Behandlungsunterlagen
Früher galten die Aufzeichnungen des Zahn-
arztes nur als interne Gedächtnisstütze, zu 
deren sorgfältiger und vollständiger Führung 
dem Patienten gegenüber keine Pflicht be-
stand.

Diese Auffassung ist überholt: Nach der Recht-
sprechung des BGH aus dem Jahr 1978 besteht 
die Verpflichtung zur ordnungsgemäßen Do-
kumentation auch dem Patienten gegenüber. 
Eine vollständige Dokumentation dient der 
Sicherheit des Patienten. Zum Beispiel sollen 
trotz eines hohen Patientenaufkommens und 
bei Zeitablauf die zurückliegenden Dokumen-
tationen und durchgeführten Maßnahmen be-
rücksichtigt werden können. Von Bedeutung ist 
die Dokumentation auch bei arbeitsteiliger Be-
handlung, z. B. in Gemeinschaftspraxen, durch 
Angestellte u.ä.

Aber: Die Dokumentationspflicht ergibt 
sich nicht aus der Möglichkeit eines späteren 
Schadenersatzprozesses. Eine Dokumentati-
on, die medizinisch nicht erforderlich ist, ist 
daher auch aus Rechtsgründen nicht geboten. 

III. Notwendiger Inhalt der Dokumentation
Anamnese; Befund; Diagnosen; Diagnos-
tische und therapeutische Behandlungsmaß-
nahmen; Erfolgte Aufklärungen; Herausgabe 
von Unterlagen

Die Dokumentation ist chronologisch zu sor-
tieren.

Routinemaßnahmen und Kontrollen müssen 
regelmäßig nicht dokumentiert werden, z. B. 
die Einzelheiten einer ergebnislosen Kon-
trolluntersuchung, die beanstandungslose 
Prüfung des Randschlusses einer Krone u.ä.

IV. Wann und wie ist zu dokumentieren?

Die Dokumentation muss zeitnah zur Be-
handlung erfolgen. Nicht erforderlich ist, 
dass dies während oder unmittelbar nach der 
Behandlung erfolgt. Es muss aber sicherge-
stellt sein, dass sich der Behandler noch an 
die Behandlung erinnern kann (am selben 
oder folgenden Tag noch möglich).
Die Aufzeichnungen brauchen nicht allgemein 
verständlich zu sein. Da sie in erster Linie 
dem Zahnarzt als Gedächtnisstütze dienen 
sollen, genügen Stichworte, gebräuchliche 
Abkürzungen oder Symbole. Entscheidend 
ist, dass die Eintragungen für einen Zahnarzt 
verständlich sind. Es reicht nicht aus, in der 
Dokumentation nur die Abrechnungsziffern zu 
bezeichnen. Daraus lässt sich z. B. nicht der 
individuelle Befund ableiten. Auch lassen die 
Gebührenpositionen hinsichtlich der tatsäch-
lich durchgeführten Maßnahmen häufig meh-
rere Alternativen zu. 
Grundsätzlich gilt: Es ist umso detaillierter zu 
dokumentieren, umso schwieriger oder aty-
pischer die Behandlung verläuft.

Beispiele: 
Es ist nicht ausreichend, lediglich den Umstand 
zu dokumentieren, dass eine ViPr durchgeführt 
wurde. Es sind auch der Zahn und das Ergebnis 
festzuhalten.

Aus der Angabe des Medikaments kann nicht 
auf die Diagnose geschlossen werden.

Ausführlich zu dokumentieren ist die Begrün-
dung für eine von einem üblichen Vorgehen 
abweichende Behandlung.

Bei einer operativen Weisheitszahnentfer-
nung sollte ein OP-Bericht gefertigt werden, 
der intraoperativen Befund, operatives Vorge-
hen sowie Kontroll- und Schutzmaßnahmen 
aufzeigt.

Befunde und Behandlungen, die einer Nach-
kontrolle bedürfen, sind ausführlich zu doku-
mentieren.

Es dürfte zwischenzeitlich auch zulässig sein, 
ausschließlich auf elektronischen Datenträ-
gern zu dokumentieren. Dies setzt allerdings 
nach der Berufsordnung voraus, dass beson-
dere Schutz- und Sicherungsmaßnahmen eine 
Veränderung, Vernichtung oder unrechtmä-
ßige Verwendung verhindern.

V. Folgen unzureichender Dokumentation
• Verstoß gegen das Berufsrecht → Rüge 

oder berufsgerichtliches Verfahren
• Verstoß gegen BMV-Z → Verlust des Ho-

noraranspruches, Disziplinarmaßnahme

• Zivilrechtlich, also bei einer Schadens-
ersatzklage des Patienten, kann bei nicht 
dokumentierten Behandlungs- oder Auf-
klärungsmaßnahmen nicht zugunsten des 
Zahnarztes davon ausgegangen werden, 
diese seien tatsächlich erfolgt → Beweis-
lastumkehr

• Allein die unzureichende Dokumentation 
als solche ohne Behandlungsfehler oder 
Aufklärungsmangel vermag allerdings kei-
ne Schadenersatzansprüche des Patienten 
zu begründen.

Fazit: Eine ordnungsgemäße vollständige 
Dokumentation kann nicht nur Nachteile ver-
meiden, sondern auch die eigene Position in 
einem Prozess verbessern.

VI. Aufbewahrungsfristen
§ 5 Abs. 2 BMV-Z: mindestens 3 Jahre
Berufsordnung M-V: keine Vorgabe
§ 28 Abs. 3 RöV: 10 Jahre für Röntgenbilder

VII. Herausgabe der Dokumentation
Die Dokumentation steht im Eigentum des 
Zahnarztes, ein Herausgaberecht des Pati-
enten besteht daher nicht.

Der Patient kann allerdings Einsicht in die 
Behandlungsunterlagen verlangen. In diesem 
Zusammenhang sind ihm auf Verlangen gegen 
Kostenerstattung auch Kopien der Unterlagen 
auszuhändigen. Üblicherweise können 0,50 
Euro je Kopie plus Porto im Vorab verlangt 
werden. BGH beschränkt das Einsichtsrecht 
des Patienten allerdings auf naturwissen-
schaftlich konkretisierbare Befunde und Auf-
zeichnungen über Behandlungsmaßnahmen. 
Subjektive Wertungen, persönliche Eindrü-
cke oder vorläufige Verdachtsdiagnosen, die 
sich später nicht bewahrheiten, müssen daher 
nicht offenbart werden.

Röntgenbilder sind nach der RöV bei aus-
drücklichem Einverständnis des Patienten 
dem nachbehandelnden Zahnarzt vorüber-
gehend im Original zu überlassen. Auch der 
Patient kann Röntgenbilder im Original he-
raus verlangen, wenn dadurch weitere Un-
tersuchungen mit Röntgenstrahlen vermieden 
werden können. In diesen Fällen empfiehlt es 
sich, für sich selbst Kopien von den Röntgen-
bildern zu ziehen, soweit möglich.

Besonderheiten sind zu beachten bei:
→ Anforderung der Unterlagen durch ein Gericht
→ Praxisabgabe

RA Peter Ihle, Hauptgeschäftsführer
Zahnärztekammer M-V

Checkliste zur zahnärztlichen Dokumentation 
 Stand November 2010



24 dens 1/2011

mEcKlEnburg-VorpommErn

Um im Sinne einer umfassenden 
Postexpositionsprophylaxe rasch, d. 
h. innerhalb von etwa zwei Stunden 
nach möglicher Exposition, wirksam 
werden zu können, wurde für Meck-
lenburg-Vorpommern ein flächen-
deckendes Netzwerk aufgebaut.

Jeder niedergelassene Arzt hat 
die Möglichkeit, Patienten, bei ei-
ner entsprechenden Indikation, zu 
einer der in der u. a. Tabelle ge-
nannten Einrichtungen als primären 
Ansprechpartner, zur Beratung und/
oder Erstbehandlung (Kostenüber-

nahme geklärt) zu überweisen. Die 
erforderliche Weiterbehandlung der 
Patienten erfolgt dann durch die 
HIV-Ambulanz der Klinik und Po-
liklinik für Innere Medizin der Uni-
versität Rostock (Schwerpunktpraxis 
mit KV-Ermächtigung).

Der AIDS-Ausschuss der Ärztekammer Mecklenburg-Vorpommern informiert:

HIV-PEP-Notfalldepots in M-V 
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Am 29. Oktober 1976 wurde 
während der 102. Jahrestagung der 
Deutschen Gesellschaft für Zahn-, 
Mund- und Kieferheilkunde in Stutt-
gart der Arbeitskreis „Forensische 
Zahnheilkunde“ ins Leben gerufen. 
Er stellt die Verbindung zwischen der 
Deutschen Gesellschaft für Rechts-
medizin (DGRM) und der Deutschen 
Gesellschaft für Zahn-, Mund- und 
Kieferheilkunde (DGZMK) dar. Um 
internationalen Standards zu entspre-
chen, wurde 1979 der Name in „Ar-
beitskreis für Forensische Odonto-
Stomatologie“ (AKFOS) geändert.

Die Veranstaltungen des AKFOS 
sind interdisziplinär: Hier treffen 
sich neben Zahnärzten aus dem zi-
vilen und militärischen Bereich auch 
Vertreter anderer medizinischer Dis-
ziplinen, Anthropologen, klinisch-
epidemiologische Forscher, Juristen 
und Experten der Kriminalistik.

Tätigkeitsschwerpunkte eines 
forensischen Odontostomatologen

Das Tätigkeitsfeld eines foren-
sischen Odontostomatologen umfasst 
ein breites Spektrum im Grenzgebiet 
zwischen Zahnmedizin und Rechts-
wissenschaft. Dies umfasst sowohl 
die Mitwirkung an der Aufklärung 
von Kriminalfällen als auch die – zu-
nächst weniger spektakulär erschei-
nende – Erörterung von Rechtsfragen 
im zahnmedizinischen Alltag. 

Beginnen wir mit Letzterem: Die 
zahnärztliche Tätigkeit stellt zu-
gleich die Ausübung eines Heilbe-
rufes wie auch die Erfüllung ver-
traglicher Pflichten gegenüber dem 
Patienten dar. In Abwägung von 
medizinischer Vernunft und der Er-
füllung von Rechtsnormen kann es 
leicht zu Konflikten kommen. Ein 
Beispiel: Gerichtsurteile über die 
Haftungspflicht des Zahnarztes bei 
Schädigung des N. lingualis im Zuge 
einer Leitungsanästhesie ohne voran-
gegangene detaillierte Aufklärung 
hängen maßgeblich von den medizi-
nischen Umständen ab. Entscheidend 
ist insbesondere, inwiefern glaubhaft 
gemacht werden kann, ob sich der Pa-
tient in jedem Falle für die Anästhesie 
entschieden hätte (etwa bei dringend 
gebotener Extraktion eines tieffraktu-
rierten Unterkiefermolaren), oder ob 
er in Kenntnis der Risiken zunächst 
einem Therapieversuch ohne An-
ästhesie zugestimmt hätte (z. B. bei 

Die Lebenden und die Toten (1)
Aufgaben der Forensischen Odontostomatologie 

einer Füllungstherapie). Zu den wei-
teren Aufgaben des Rechtsodontolo-
gen gehören Identifizierungen, die 
bei unbekannten Leichenfunden oder 
im Rahmen von Massenkatastrophen 
anstehen. 

Wichtige primäre Methoden der 
Identifizierung sind die Daktylosko-
pie, der Abgleich zahnmedizinischer 
Befunde und die DNA-Untersuchung. 
Asservate, wie z. B. bei der Person 
gefundene Dokumente, Schmuck, 
Bekleidung u. ä., wie auch medizi-
nische Befunde oder eine körperliche 
Beschreibung zählen zu den sekun-
dären Identifizierungsmethoden.

Aufgrund der enormen Wider-
standsfähigkeit der Zähne als här-
testes Material unseres Körpers sind 
es eben häufig diese, welche letzt-
lich auch nach längerer Liegezeit 
oder widriger Todesumstände (z. B. 
Feuereinwirkung) zur Identitätsklä-
rung herangezogen werden können. 
So prägen individuelle Stellungs-
anomalien und unser zahnärztliches 
Wirken an 32 Zähnen mit jeweils 
fünf verschiedenen Flächen, Wur-
zeln und einer breiten Palette an zur 
Verfügung stehenden Werkstoffen 
einen unverwechselbaren Individual-
charakter jeder Person, ähnlich dem 
eines Fingerabdruckes. So wurden 
von den deutschen Opfern der Tsu-
nami-Katastrophe im Dezember 2004 
84 Prozent durch den Abgleich von 
zahnärztlichen Ante-mortem- und 
Post-mortem-Befunden identifiziert, 
weitere 13 Prozent mittels Dakty-
loskopie und – entgegen häufigen 
Sensationsberichten in den Massen-
medien – nur 3 Prozent über einen 

DNA-Abgleich. Mit dem Beitritt zur 
„International Organization for Fo-
rensic Odontostomatology“ (IOFOS) 
im Jahre 1989 konnte der AKFOS 
seine internationalen Beziehungen 
weiter ausbauen.

Auf nationaler Ebene bestehen 
enge Kooperationsbeziehungen zur 
Identifizierungskommission des Bun-
deskriminalamtes (BKA/IDKO), zur 
Sanitätsakademie der Bundeswehr, 
zur Arbeitsgemeinschaft für Foren-
sische Altersdiagnostik (AGFAD) so-
wie zur Arbeitsgemeinschaft Foren-
sische Anthropologie (AGFA).

Ein weiteres Aufgabengebiet der 
forensischen Odontostomatologie 
liegt in der Altersschätzung sowohl 
bei Lebenden als auch bei Toten. 
Bei Toten dient sie häufig einer ers-
ten Eingrenzung der in Frage kom-
menden vermissten Personen. Die 
Schätzung des Alters bei Lebenden 
betrifft häufig Personen mit Migra-
tionshintergrund, die keine gültigen 
Ausweispapiere besitzen und bei de-
nen das Geburtsdatum nicht zweifels-
frei dokumentiert ist. Somit werden 
Altersbegutachtungen innerhalb von 
Strafverfahren, aber auch in Asylver-
fahren und Sozialgerichtsverfahren 
(Rentenverfahren) in unterschied-
lichsten Altersgruppen notwendig. 
Mit dieser sehr speziellen Fragestel-
lung beschäftigt sich auch die koope-
rierende AGFAD.

Relevanz für die tägliche 
zahnärztliche Praxis

Häufig begegnet man der Auffas-
sung, gerichtliche zahnärztliche Sach-
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verständigengutachten seien die Auf-
gabe dafür ausgebildeter forensischer 
Spezialisten. Das ist nicht richtig. 

Grundsätzlich kann jeder Zahnarzt 
aufgrund seiner fachlichen Expertise 
von einem Gericht als Sachverstän-
diger bestellt werden (§§ 402-414 
ZPO). 

Sofern er sich nicht für befangen 
oder aus Sachgründen für nicht zu-
ständig erklärt, hat er nach bestem 
Wissen zur Klärung der vom Gericht 
formulierten Beweisfragen beizutra-
gen. In der Praxis kommt es leider 
des Öfteren vor, dass gutachterliche 
Aussagen an dieser Aufgabe vorbei-
gehen. Sicher auch, weil dies nicht 
Bestandteil der zahnärztlichen Aus-
bildung ist. Eine Fortbildung auf die-
sem Gebiet kann helfen, diesem Man-
gel zu begegnen.

Auch ohne aktive Gutachtertätig-
keit kann jeder Zahnarzt in Berührung 
mit der forensischen Zahnheilkunde 
kommen. Diese Situation ergibt sich 
leicht im Zuge eines Rechtsstreits um 
die zahnärztliche Haftungspflicht. 
Die Erörterung aktueller Fälle aus der 
zahnärztlichen Praxis und dazugehö-
riger Gerichtsurteile bietet die Mög-
lichkeit, bestehende Unsicherheiten 
zu verringern und eine realistische 

Einschätzung der eigenen Situation 
zu ermöglichen. Sie steht deshalb 
regelmäßig auf dem Programm der 
AKFOS-Tagungen.

Aber auch auf andere (wenngleich 
seltenere) Weise kann jeder Zahnarzt 
potentiell mit der Forensik zusam-
mentreffen. Werden zu Identifizie-
rungszwecken Patientenakten von den 
Ermittlungsbehörden angefordert, so 
ist er zur Mitwirkung verpflichtet. 

Es ist dann vielleicht der letzte 
Dienst, den er seinem Patienten er-
weisen kann, durch den sorgfältig 
dokumentierten Zahn- und Behand-
lungsstatus die Aufklärung seiner 
Identität zu ermöglichen und so sei-
nen Angehörigen Gewissheit über 
sein Schicksal zu verschaffen.

Informationsarbeit 
und Wissensvermittlung

In seinem Bestreben, den Gegen-
stand der forensischen Odontostoma-
tologie einer breiten Öffentlichkeit 
zu vermitteln, steht der AKFOS mit 
seinen Veranstaltungen allen Inte-
ressenten offen. Die Jahrestagungen 
finden in der Regel am zweiten Okto-
bersamstag in Mainz statt. Für diese 
Veranstaltungen werden gemäß den 
Empfehlungen der Bundeszahnärzte-

kammer acht Punkte im Rahmen des 
freiwilligen Fortbildungsnachweises 
vergeben. Im letzten Jahr fand die Ta-
gung des Arbeitskreises im Rahmen 
des Deutschen Zahnärztetages 2010 
in Frankfurt statt, unter anderem mit 
den Themen: Justitia und Behand-
lungsfehler – Juristische Aspekte der 
zahnärztlichen Tätigkeit, Diagnostik 
bei Kindesmisshandlung, Grundla-
gen der zahnmedizinischen Identifi-
zierung. 

Schließlich sei noch auf die Jah-
restagung im Oktober 2011 in Mainz 
hingewiesen, zu der sich das Bestehen 
des Arbeitskreises zum 35. Mal jährt. 
Interessenten für die Themenkreise 
der forensischen Odontostomatologie 
sind herzlich zur Mitgliedschaft im 
AKFOS eingeladen, die übrigens für 
DGZMK-Mitglieder beitragsfrei ist. 
Hier findet man auch Möglichkeiten 
der weitergehenden Fortbildung auf 
diesem Gebiet.

Dr. Bianca Gelbrich, 
Universitätsklinikum Leipzig

Dr. Dr. Götz Gelbrich, 
Zentrum für Klinische Studien Leipzig

Dr. Dr. Klaus Rötzscher, Speyer

Website des AKFOS: www.akfos.org

Der Zahn der Zeit: Odontostomatologische  
Altersschätzung in der Forensik (2)
Geschichtlicher Rückblick

Die Lebensaltersschätzung anhand 
von Zähnen gewann bereits im 19. 
Jahrhundert zunehmend an Bedeu-
tung. Damals stand vorwiegend die 
Feststellung des Lebensalters von 
Kindern im Vordergrund, die zur Fa-
brikarbeit zugelassen werden sollten. 
Hierzu stellte Saunders im Jahre 
1897 Verfahren der Altersschätzung 
anhand ermittelter Zahndurchbruchs-
zeiten für die Altersgruppen zwi-
schen 9 und 13 Jahren vor.

Heutige Rolle
Heutzutage hat die Altersschät-

zung einen wichtigen Stellenwert in 
der forensischen Medizin und stellt 
ein bedeutsames Teilgebiet der foren-
sischen Odontostomatologie dar. Al-
lerdings hat sich ihr Aufgabengebiet 
etwas gewandelt. Sie ist zum einen 
ein wichtiger Schritt bei der Identi-
fizierung unbekannter Toter, um die 
Zahl der in Betracht kommenden 

Vermissten näher einzugrenzen. Zum 
anderen spielt sie bei Lebenden eine 
Rolle in Zivil- und Strafverfahren, 
wenn Zweifel am angeblichen Alter 
des Betroffenen bestehen, z. B. bei 
Personen mit Migrationshintergrund 
ohne gültige Ausweispapiere.

Letzteres betrifft u.a. die Bereiche 
des Zivilrechts (z. B. bei Vormund-
schaften, Pflegschaften etc.), des 
Sozialrechtes (Abklärung von Al-
tersrentenansprüchen),  des Ver-
waltungsrechtes (Asylrecht) und des 
Strafrechtes. In Deutschland liegen 
juristisch relevante Altersgrenzen 
bei 14 Jahren (Strafmündigkeit, § 19 
Strafgesetzbuch), 18 bzw. 21 Jahren 
(zwingende bzw. mögliche Anwen-
dung des Jugendstrafrechts, § 1 Abs. 
2 Jugendgerichtsgesetz) sowie 65 
Jahren (Erreichen des Rentenalters).

Besondere Bedeutung kommt da-
bei den odontostomatologischen Me-
thoden zu, da der Zahnentwicklungs-
status bei Kindern und Jugendlichen 

im Gegensatz zu anderen Merkmalen 
hauptsächlich genetisch und weni-
ger durch Umweltfaktoren bestimmt 
wird und daher geringere Variabilität 
aufweist.

Nach Schmeling et al. [2001] wer-
den im Rahmen von Strafverfahren 
im deutschsprachigen Raum etwa 
500 Altersgutachten jährlich ange-
fordert. 

Ausgewählte Methoden zur  
Altersschätzung anhand von 
Zähnen

Um den Altersbereich näher ein-
grenzen zu können, werden verschie-
dene biologische Merkmale beurteilt. 
Die Einzigartigkeit der langsamen und 
von äußeren Umwelteinflüssen weit-
gehend unabhängigen Entwicklung 
unserer Zähne bietet dabei besondere 
Möglichkeiten. Nach Entwicklungs-
abschluss setzen während der Nutz-
periode unseres Gebisses degene-
rativ-regressive Veränderungen ein, 

http://www.akfos.org
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die wiederum andere Methoden der 
Altersbestimmung verlangen. Dazu 
werden radiologische, zahnmorpho-
logische und biochemische Verfah-
rensweisen eingesetzt.

Den radiologischen Methoden 
liegen Röntgenbilder (Panorama-
schichtaufnahmen bzw. Zahnfilme) 
zugrunde. Bei Kindern und Jugend-
lichen wird der Entwicklungsstand 
der Zähne in bestimmte Stadien ein-
geteilt, so z. B. nach Demirjian oder 
Gleisner und Hunt. Anhand der Sta-
dien aller oder ausgewählter Zähne 
kann mit mathematischen Formeln 
das wahrscheinliche Alter berechnet 
werden.

Ist die Zahnentwicklung abge-
schlossen, so werden die im Rönt-
genbild ersichtlichen regressiven 
Veränderungen der Zähne zur Al-
tersschätzung herangezogen. So gibt 
z. B. die Arbeitsgruppe um Kvaal et 
al. [1995] zahngruppen-spezifische 
Altersformeln zur Schätzung des Le-
bensalters mittels Strecken- und Brei-
tenverhältnissen von Zahn- zu Pulpa-
ausdehnung an (Zahngesamtlänge, 
Pulpalänge, Wurzellänge, Breiten-
verhältnis zwischen Wurzel und Pul-
pa auf verschiedenen Höhen). 

Zu den zahnmorphologischen Me-
thoden zählen während der Zahn-
wechselperiode u.a. der so genannte 
„Zahnappell“, um eine Alterseingren-
zung durch den Zahndurchbruch in 
die Mundhöhle vornehmen zu kön-
nen. Dieser nicht-invasiven mor-
phologischen Methode stehen einige 
invasive Vorgehensweisen gegen-
über. Deren Voraussetzung ist eine 
Zahnextraktion, daher verbieten 
sich diese Methoden selbstverständ-
lich am Lebenden, sind jedoch zur 
Alterseingrenzung bei unbekannten 
Leichenfunden bedeutsam. Nach 
Gustavson werden dabei Zahndünn-
schliffe mikroskopisch auf Abrasi-
onsgrad, Sekundärdentinablagerung 
im Pulpenkavum, Zementapposition, 
Wurzeltransluzenz etc. untersucht. 
Die Beurteilungen dieser Merkmale 
auf einer vierstufigen Skala werden 
wiederum durch mathematische For-
meln in ein geschätztes Alter trans-
formiert.

Eine vorwiegend in der Anthropo-
logie angewandte Methode zur Le-
bensaltersschätzung ist das Zählen 
von Zuwachsringen im Zahnwur-
zelzement unter einem Spezialmi-
kroskop. Durch einen circaannularen 
Rhythmus werden Zementschichten 
unterschiedlich starker Mineralisati-
on, ähnlich den jährlichen Zuwachs-
ringen eines Baumes, abgelagert. 

Diese Methode findet u. a. Anwen-
dung in der Paläodemographie bei 
der Analyse historischer Bevölke-
rungen, kann aber auch Aufschlüsse 
über einschneidende Erlebnisse bzw. 
besondere Stresssituationen wie Er-
nährungsmangel, Krankheiten oder 
Schwangerschaften geben.

Letztlich sei noch eine weitere in-
vasive Methodengruppe der Alters-
bestimmung anhand von Zähnen 
erwähnt: die biochemische Bestim-
mung des Razemisierungsgrades der 
Asparaginsäure. Wie jede Aminosäu-
re kommt auch die Asparaginsäure 
in zwei Formen, einer D- und einer 
L-Form, vor. Bei der Biosynthese 
menschlicher Proteine werden aller-
dings ausschließlich Aminosäuren der 
L-Form eingebaut. Nach der Proteinbio-
synthese kann es zu einer spontanen, 
nicht-enzymatischen Umwandlung 
der L-Asparaginsäure in ihre D-Form 
kommen. Diese Umwandlung, die so 
genannte „in-vivo-Razemisierung“, 
führt zu einer altersabhängigen An-
sammlung der D-Form im Gewebe. 
Kein anderes Gewebe unseres Körpers 
ist durch seine Langlebigkeit und sei-
nen extrem bradytrophen Stoffwechsel 
für derartige Analysen besser geeignet 
als das Dentin. Zur Altersschätzung 
mittels der Bestimmung des Razemi-
sierungsgrades der Asparaginsäure ist 
im besten Falle ein extrahierter Zahn, 
mindestens jedoch ein Dentinbiopsat 
notwendig; sie findet daher vorwie-
gend postmortal Anwendung.

Das Erstellen eines 
Altersgutachtens

Nach § 24 der Röntgenverordnung 
ist eine radiologische Untersuchung 
nur mittels medizinischer Indika-
tionsstellung tragbar. Bei Verdacht 
einer Straftat ist auf dem Grundsatz 
der Verhältnismäßigkeit eine radio-
logische Untersuchung auf rich-
terlichen Beschluss (§ 81a StPO) 
zulässig. Bei einer Altersschätzung 
im Strafverfahren werden mehre-
re Reifemerkmale in Teilgutachten 
beurteilt und letztlich durch einen 
forensisch tätigen Gutachter zusam-
mengefasst. Die körperliche Unter-
suchung umfasst die Erhebung di-
verser anthropometrischer Maße, die 
Beurteilung sexueller Reifezeichen 
nach Tanner, altersrelevanter Ent-
wicklungsstörungen, die Altersschät-
zung mittels der Röntgenaufnahme 
der linken Hand, eine zahnärztliche 
Untersuchung sowie die Anfertigung 
einer Panoramaschichtaufnahme zur 
Beurteilung der Zahnentwicklungs-
stadien. Stellt sich die Frage nach 
der Vollendung des 21. Lebensjahres, 
wird zusätzlich eine Röntgen- bzw. 
CT-Aufnahme der Clavicula ange-
fordert und nach ihrem Verknöche-
rungszustand beurteilt. 

Qualitätssicherung durch 
jährliche Teilnahme am Ring-
versuch der AGFAD

Um einen qualitativen Standard in 
der Praxis der Altersschätzung zu si-
chern, führt die Arbeitsgemeinschaft 

Von den deutschen Opfern des Tsunamis 2004 konnten 84 Prozent durch den 
Abgleich von zahnärztlichen Befunden identifiziert werden.
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Je nach Sachlage können diese Verfahren Anwendung finden. Bei lebenden Personen kommen häufig die oben aufge-
führten radiologischen Methoden bzw. der „Zahnappell“ zum Einsatz.

für Forensische Altersdiagnostik 
(AGFAD) jährliche Ringversuche 
unter Zertifizierung der gutachterlich 
tätigen Kollegen durch. Zur Förde-
rung des internationalen Austauschs 
aktuellster Studienergebnisse richtet 
der Arbeitskreis im März jeden Jahres 
eine interdisziplinäre Tagung aus.

Dr. Bianca Gelbrich, 
Universitätsklinikum Leipzig

Dr. Dr. Klaus Rötzscher, Speyer
Prof. Dr. Karl-Heinz Dannhauer, 

Universitätsklinikum Leipzig
Dr. Dr. Götz Gelbrich, 

Zentrum für Klinische Studien Leipzig 

Literatur beim Verfasser

Hinweis: Teil 3 zur Forensik erscheint 
im Heft 2/2011.

Mit freundlicher Genehmigung aus 
dem Zahnärzteblatt Sachsen.

Am 23. November 2010 fand eine 
außerordentliche Mitgliederver-
sammlung des BFB in Berlin statt. 

Auf der Tagesordnung standen die 
Änderungen von Satzung und Bei-
tragsordnung. Diese sollen es den 

Bundesverband der Freien Berufe (BFB): 
Außerordentliche Mitgliederversammlung billigt neue Satzung und Beitragsordnung

zuvor ausgetretenen, vor allem ärzt-
lichen Berufsorganisationen ermög-
lichen, ihre Mitgliedschaft fortzuset-
zen bzw. wieder aufzunehmen. 

Die Änderungen betreffen haupt-
sächlich die Einführung neuer sog. 
„beratender Fachausschüsse“, die 
das Präsidium zu wesentlichen Be-
langen der jeweiligen Berufe bera-
ten und entsprechende Stellungnah-
men vorbereiten. Den Vorsitz dieser 
Fachausschüsse führt jeweils ein 
zu benennendes Mitglied des BFB-
Präsidiums. Für den Fachausschuss 
„Heilberufe“ wird dies Zahnarzt Dr. 
Rolf Koschorrek, Mitglied des Bun-
destages, sein.

Zudem verständigte sich die Mit-
gliederversammlung auf eine Erhö-
hung des Kopfbeitrages. Weitere Be-
schlüsse betrafen die elektronische 
Beschlussfassung sowie Anträge auf 
ermäßigte Beiträge, die durch die 
Mitgliederversammlung zum Teil 
abgelehnt wurden. 

BZÄK-Klartext 16/10
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Die pathogenetische Betrachtungs-
weise ist zweifellos das tragende 
Paradigma der medizinischen und 
zahnmedizinischen Forschungsan-
strengungen, um diejenigen Risi-
kofaktoren und Mechanismen zu 
identifizieren, die grundsätzlich die 
Entstehung von Krankheiten begüns-
tigen bzw. auslösen. Die salutoge-
netische Blickrichtung ist demge-
genüber vergleichsweise noch jung 
und wurde als eigenständiger For-
schungsbegriff durch den israelisch-
amerikanischen Medizinsoziologen 
Aaron Antonovsky erst in den 1970er 

Jahren eingeführt. Im Mittelpunkt der 
salutogenetischen Betrachtungsweise 
steht die Fragestellung, wie überhaupt 
„Gesundheit“ entsteht und durch wel-
che Bedingungen, Prozesse und Res-
sourcen diese konstituiert wird. Klar 
ist in diesem Zusammenhang aber 
auch, dass sich pathogenetische und 
salutogenetische Forschungssansätze 
keineswegs ausschließen, sondern der 
Sache nach zweifellos ergänzen.

Die IDZ-Information mit dem Titel 
„Salutogenese in der Zahnmedizin“ 
stellt in einer knappen Nachzeich-

nung die Begriffsgeschichte, die me-
thodischen Grundlagen, die Anwen-
dungsmöglichkeiten und die weiteren 
Forschungsbedarfe zur Salutogenese 
dar und diskutiert auch den diesbe-
züglichen Nutzen auf dem speziellen 
Feld der zahnmedizinischen Pro-
blemfelder. Die Autorin PD Dr. rer. 
med. Susanne Singer, Psychologin 
und Epidemiologin, arbeitet seit Jah-
ren in Deutschland in der Salutoge-
neseforschung und ist zurzeit an der 
Universität Leipzig in Forschung und 
Lehre tätig.

IDZ

Salutogenese in der Zahnmedizin 
Methodische Grundlagen, Anwendungsmöglichkeiten und weitere Forschungsbedarfe

Anlässlich des Kongresses „In-
nere Medizin fachübergreifend - 
Diabetologie grenzenlos“ (11. bis 
12. Februar 2011, ICM, München) 
führen BZÄK und Wissenschaft 
ein Satelliten-Symposium durch. 
Dieses findet am 12. Februar zum 
Thema „Diabetologie interdiszi-
plinär – Mundgesundheit und Di-
abetes“ statt. Referenten sind u. a. 
Prof. Dr. Dr. Søren Jepsen, Direk-
tor der Poliklinik für Parodontolo-
gie, Zahnerhaltung und Präventive 
Zahnheilkunde an der RFW-Uni-
versität Bonn, Prof. Dr. Petra-Maria 
Schumm-Draeger, Städtisches Kli-
nikum München GmbH, Klinikum 
Bogenhausen Klinik für Endokrino-
logie, Diabetologie und Angiologie, 
und Dr. Dietmar Oesterreich, Vize-

präsident der Bundeszahnärztekam-
mer.

Anliegen des Kongresses ist es, 
das integrale Verständnis der Krank-
heitsprozesse mit der auf den ganzen 
Menschen zielenden klinischen Um-
setzung zu verbinden. Ein Kernziel 
der neuen Veranstaltungsreihe ist die 
strukturierte Fort- und Weiterbildung 
von Ärztinnen und Ärzten auf dem 
Gebiet der gesamten Inneren Medi-
zin. Dabei werden alle Spezialfächer, 
d. h. alle Schwerpunkte im Zusam-
menhang mit der Diabetologie mit 
hochaktuellen, krankheits- und pa-
tientenorientierten Informationen 
abgebildet.

Weitere Informationen unter: 
www.diabetologie-grenzenlos.de

BZÄK

Kongress zu Diabetes und 
Mundgesundheit 
Satelliten-Symposium am 12. Februar

Die Anmeldung zum Erhalt des 
Newsletters der Zahnärztekammer 
ist denkbar einfach und schnell 
gemacht: Unter www.zaekmv.de 
in der linken Navigationsleiste auf 
den Menüpunkt „Newsletter“ kli-
cken. 

Nun die E-Mail-Adresse, Name 
und Approbationsjahr in das For-
mular eingeben. Kurz darauf wird 
eine Bestätigungsmail versandt, 
mit der endgültig der Erhalt des 
Newsletters freigeschaltet wird.

Eine Listung im Verteiler ist nun 
erfolgt. Fragen unter der Rufnum-
mer 0385-59 10 80. 

Die Daten werden vertraulich be-
handelt und nicht an Dritte weiter-
gegeben.

ZÄK M-V

Einfach und 
schnell zum 
Newsletter

http://www.diabetologie-grenzenlos.de
http://www.zaekmv.de
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Wir gratulieren 
zum  

Geburtstag 
Im Januar und  
Februar vollenden

das 85. Lebensjahr
Dr. Horst Koczik (Laage)
am 8. Februar,

das 75. Lebensjahr
Dr. Irmgard von Majewski 
(Ros tock)
am 26. Januar, 
Dr. Gerhard Ahrens (Rostock)
am 6. Februar,

das 70. Lebensjahr
Zahnärztin Hannelore Burow 
(Greifswald)
am 5. Februar,

das 50. Lebensjahr
Zahnarzt Christian Lampe 
(Lübtheen)
am 6. Februar,
Zahnärztin Bozena Pyra 
(Torgelow)
am 9. Februar und
Dr. Trutz von Koß MSC 
(Greifswald)
am 9. Februar

Wir gratulieren herzlich und 
wünschen Gesundheit und 

Schaffenskraft.
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Wir trauern um

Zahnärztin
Marion Konasch

Rostock

geb. 10.9.1960 
gest. 14.12.2010

Wir werden ihr ein ehrendes 
Andenken bewahren.

Zahnärztekammer 
Mecklenburg-Vorpommern

Kassenzahnärztliche Vereinigung 
Mecklenburg-Vorpommern

Wir trauern um

Zahnärztin
Christel Kämmel

Hagenow

geb. 22.12.1946
gest. 26.10.2010

Wir werden ihr ein ehrendes 
Andenken bewahren.

Zahnärztekammer 
Mecklenburg-Vorpommern

Kassenzahnärztliche Vereinigung 
Mecklenburg-Vorpommern

Mehr als 3000 Schwangerschaften 
sind im vergangenen Jahr in Meck-
lenburg-Vorpommern abgebrochen 
worden, knapp 30 000 Beratungsge-
spräche wurden geführt. 

Eine neue Broschüre des Sozial- 
und Gesundheitsministeriums Me-
cklenburg-Vorpommern informiert 
über die Angebote der Schwanger-
schaftsberatungsstellen und gibt ei-
nen Überblick über die wichtigsten 
gesetzlichen Regelungen. 

Außerdem gibt es Erklärungen 
über die medizinische Seite des 
Schwangerschaftsabbruchs und eine 
Beschreibung der gängigsten Metho-
den zur Empfängnisverhütung.

Die Broschüre „Schwangerschafts-
beratung, Schwangerschafts-Kon-
flikt-Beratung, Auskünfte für Män-
ner und Frauen“ kann angefordert 
werden unter 0385-5 88 97 75 oder 
zum downloaden unter www.sozial-
mv.de  SM M-V

Überblick über wichtigste  
gesetzliche Regelungen 
Neue Broschüre informiert über Schwangerschaftsberatung

http://www.sozial-mv.de
http://www.sozial-mv.de
http://www.sozial-mv.de



